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T a g e s o r d n u n g  
 

TOP Betreff 

1. Bericht aus der letzten Sitzung (siehe Anlage) 

a)  Geschwindigkeitsüberschreitungen in der Osningstraße  

b)  Ertmanplatz: Maßnahmen (z. B. Einbau von Berliner Kissen) gegen die Missachtung der 
Tempo-30-Zone aufgrund überhöhter Geschwindigkeiten 

c)  Zustand der Wege im Schölerberg  

d)  Der "essbare" Stadtteil  

e)  Missachtung der Rechts-vor-Links-Abbiegeregelung im Kreuzungsbereich Am Rieden-
bach, Miquelstraße und Josefstraße 

f)  Durchgangsverkehr Wörthstraße zwischen Iburger und Meller Straße  

g)  Verkehrsaufkommen Meller Straße/Am Huxmühlenbach 

h)  Anbau/Erweiterung Kreishaus 

i)  Verbindungsweg von der Jellinghausstraße zur Voxtruper Straße: Reinstallation der Poller 
und Ergänzung eines Zebrastreifens an der Querungshilfe  

j)  Bolzplatz Neelmeyerstraße/Heckerstraße: Grünabfallablagerungen und Baumrückschnitt 

2. Angemeldete Tagesordnungspunkte 

a)  Lärmimmissionen in der Nähe des Autobahnkreuzes Osnabrück-Süd  

b)  Gastronomie und Kinderspielplatz am Zoo / Zäune um den Zoo 

c)  Engstelle auf dem Bürgersteig an der Voxtruper Straße 

d)  Fehlende Straßenmarkierungen in der Klöntrupstraße - Einmündung Meller Straße 

e)  Müllaufkommen im Siedlungsbereich Hammersenviertel und im Bereich des Schölerbergs 

f)  Verkehrsüberwachung in der Straße Am Riedenbach 

g)  Straßenbeleuchtung im Ithweg 

h)  „Trümmergrundstück“ in der Osningstraße 

i)  Sanierung der Wartenbergstraße und Bürgersteige 

3. Stadtentwicklung im Dialog 

a)  Aktuelle Informationen zur Corona-Pandemie 

b)  Förderprogramm: Zuschüsse für Vermieter durch Ankauf von Belegungsbindungen 

c)  Aktueller Stand zum Freiraumentwicklungskonzept „Urbaner Freiraum im (Klima-) Wandel“ 

d)  Baustellenmanagement (Informationen zu wichtigen anstehenden Baumaßnahmen) 

4. Anregungen und Wünsche (aus der Sitzung) 
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Herr Oberbürgermeister Griesert begrüßt angemeldete 40 Bürgerinnen und Bürger sowie die 
weiteren anwesenden Ratsmitglieder Herrn Henning und Herrn Reinisch-Klaß von der SPD-
Fraktion, Herrn Niemann und Frau Knabenschuh von der CDU-Fraktion sowie Frau Jacobsen 
von der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen und stellt die Verwaltungsvertreterinnen und -ver-
treter vor. 
 

1. Bericht aus der letzten Sitzung (TOP 1) 

 
Herr Oberbürgermeister Griesert verweist auf den Bericht aus der letzten Sitzung am 
07.10.2020 mit den Stellungnahmen der Fachdienststellen zu den Anfragen und Anregungen 
der Bürgerinnen und Bürger (siehe Anlage). Der Bericht wurde den virtuellen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern am Sitzungstag per E-Mail zur Verfügung gestellt. Ein Verlesen wird nicht 
gewünscht. 
 
Frau Dr. Niethammer fragt zu Tagesordnungspunkt 2c der letzten Sitzung („Vollständige Wie-
derherstellung der kleinen Fußgänger-Verbindungswege im Stadtteil Schölerberg“), ob die be-
stehenden Pachtverträge zugunsten der Wiederherstellung der sog. Pättchen aufgelöst wer-
den können. Die Verwaltung wollte dies prüfen. 
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Herr Oberbürgermeister Griesert verweist exemplarisch auf das vorstehende Bild, welches ei-
nen seitens der Stadt im öffentlichen Eigentum befindlichen, aber verpachteten Verbindungs-
weg zwischen der Ertmannstraße und der Neelmeyer Straße zeige. Diese Fläche sei mit ei-
nem Einjahresvertrag an die anliegenden Grundstückeigentümerinnen und -eigentümer ver-
pachtet worden. Die Verträge seien jeweils zum 01.06. eines Jahres kündbar. Es habe zuletzt 
in der Verwaltung einen Abstimmungstermin dazu gegeben, wie künftig mit diesen Wegen 
umgegangen werden soll. Hierzu werde eine Vorlage für die übernächste Sitzung des Aus-
schusses für Stadtentwicklung und Umwelt vorbereitet. 
 
Ein Anwohner erkundigt sich, ob die Frage der weiteren Verpachtung nur zur Diskussion ge-
stellt oder direkt durch den Ausschuss entschieden werde. Er habe als derzeitiger Pächter ein 
berechtigtes Interesse daran, den Entscheidungsprozess nachvollziehen zu können. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert sagt zu, dass hierzu keine Entscheidung durch den Aus-
schuss für Stadtentwicklung und Umwelt getroffen werde, weil über die Kündigung von Pacht-
verträgen in diesem Gremium nicht einfach ein Beschluss herbeigeführt werde. Es habe  
Gründe gegeben, weshalb diese Flächen zunächst nicht öffentlich genutzt worden seien. Vor 
Umsetzung von Maßnahmen würden die Anliegerinnen und Anlieger einbezogen.  
 
 

2. Angemeldete Tagesordnungspunkte (TOP 2)  
 
2 a) Lärmimmissionen in der Nähe des Autobahnkreuzes Osnabrück-Süd  

 
Der in der Jellinghausstraße zwischen Langenkamp und Gerhart-Wessel-Straße wohnende 
Antragsteller Herr Seidel hat den persönlichen Eindruck, dass die Lärmimmissionen der Auto-
bahnen A30 / A33 im Bereich Schölerberg deutlich zugenommen hätten. Dies wäre seiner 
Ansicht nach plausibel dadurch zu erklären, dass sich in den vergangenen Jahren vermehrt 
Wetterlagen mit Wind aus östlichen bis südlichen Richtungen eingestellt hätten, die durch die 
klimatischen Veränderungen bedingt seien. Daher richtet er folgende Fragen an die Stadt: 
 
1) Lässt sich in der Windrichtungsstatistik für die Jahre 2019 / 2020 eine Zunahme der Wind-
richtungen aus südlichen und östlichen Richtungen erkennen? 
2) Wenn ja, haben diese Änderungen Auswirkungen auf den Lärmschutzplan? Könnten zu-
sätzliche Maßnahmen an den Autobahnen, z.B. Lärmschutzwände oder Geschwindigkeitsbe-
schränkungen, die Immissionen senken? 
3) Hätte eine solche Änderung auch Auswirkungen auf die Genehmigung der A33, da sich die 
Immissionen westlich der A33 dadurch ggf. deutlich erhöhen? 
4) Gibt es andere erkennbare Gründe, warum die Lärmimmissionen der Autobahnen spürbar 
zugenommen haben, z.B. schlechte Asphaltqualität? 

Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die Stellungnahme des Fachbereichs Städtebau vor:  

Zu 1) Aktuell ist kurzfristig nur die mittlere Windrichtungsdekade 2000-2009 verfügbar. Hierin 
liegt erkennbar der Schwerpunkt für das Osnabrücker Stadtgebiet bei Luftströmungen aus 
Südwesten und Osten. Eine im Rahmen des Stadtklimagutachtens Osnabrück erfolgte Aus-
wertung für den Zeitraum 1981-2010 zeigt die gleichen Schwerpunkte mit 12% Wind aus Ost-
richtung und 27% aus Südwestrichtung. Hieran hat sich bei stichprobenartigen Kontrollen 
nichts geändert. Natürlich kann es jahreszeitliche Schwankungen von Jahr zu Jahr geben. 
Eine Anfrage zur Windrichtungsauswertung 2019/2020 wurde durch die Stadt Osnabrück bei 
der Firma Meteomedia gestellt, die die Wetterstation in Osnabrück betreibt. 

Zu 2) Bei der Berechnung der Lärmemissionen wird immer eine Mitwindsituation eingerechnet. 
Das bedeutet, dass in allen Fällen der Wind von der Lärmquelle zum Immissionsort weht und 
die Immissionen dort somit steigen. Dies geschieht unabhängig von der Lage der Immission-
sorte und der eigentlich vorherrschenden Windrichtung. 
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Zu 3) Eine Änderung ergibt sich nicht, da dauerhaft eine Mitwindsituation berechnet wird. Die 
lokal vorherrschende normale Windrichtung wird daher nicht berücksichtigt. 

Zu 4) Steigende Lärmemissionen ergeben sich in erster Linie durch eine höhere Verkehrs-
menge. Eine angenommene Verdoppelung der Verkehrsmenge bewirkt allerdings keine Ver-
doppelung des wahrgenommenen Lärms, sondern lediglich eine Zunahme um rund 3 dB(A). 
Pegeländerungen können durch das menschliche Gehör ab rund 2 dB(A) wahrgenommen 
werden. 

Neben der Verkehrsmenge bestehen weitere Einflussfaktoren auf die Lärmsituation. Neben 
dem Schwerverkehrsanteil sind dies u.a. die gefahrenen Geschwindigkeiten und die Beschaf-
fenheit der Fahrbahnoberfläche. Eine schlechtere Asphaltqualität ist der Stadtverwaltung nicht 
bekannt, die Zuständigkeit hierfür liegt bei der zuständigen Autobahn GmbH des Bundes.  

Herr Seidel bemerkt, dass er in der Windkraftbranche arbeite und daher Zugriff auf Daten von 
Windkraftanalagen habe. Bei Auswertung der Daten für die Jahre 2019 und 2020 aus einer 
Windkraftanlage aus der Nähe habe er festgestellt, dass der Anteil an Ostwind deutlich zuge-
nommen habe. 

Herr Oberbürgermeister Griesert konstatiert, dass die Windrichtung wie ausgeführt für die 
Frage nach den Auswirkungen irrelevant sei. 

Herr Seidel kann nachvollziehen, dass für die worst case Situation die Mitwindsituation be-
rücksichtigt werde, dies habe aber keine Auswirkungen auf den mittleren Lärmpegel. Nach 
seiner Wahrnehmung habe der Lärm aus Richtung der Autobahn deutlich zugenommen und 
die Situation verschlechtere sich weiter durch den Ausbau der Bundesautobahnen 30 und 33. 
Er fragt, ob da noch Verbesserungen erreicht werden können. 

Herr Oberbürgermeister Griesert weist darauf hin, dass vor über 10 Jahren die Lärmaktions-
planung bundesweit gestartet worden sei, in welcher unter anderem auch eine Auseinander-
setzung mit dem von Autobahnen ausgehenden Lärm erfolge. Daraufhin sei ermittelt worden, 
ob ein Anspruch auf erhöhten Lärmschutz bestehe. Dies habe in einigen Bereich auch dazu 
geführt, dass Lärmschutzwände installiert wurden. Wenn allerdings die von Herrn Seidel an-
gesprochenen Bereichen nicht oberhalb bestimmter Grenzwerte lagen, habe dies damals dazu 
geführt, dass dort keine weitergehenden Lärmschutzmaßnahmen veranlasst wurden. Die A30 
sei im Übrigen eine der ersten Strecken gewesen, auf welcher der so genannte offenporige 
Flüsterasphalt zum Einsatz gekommen sei, allerdings setze dies auch einen adäquaten Einbau 
und eine kontinuierliche Pflege voraus, damit die lärmreduzierende Wirkung anhalte. 

Herr Seidel hat den Eindruck, dass der Asphalt sich über die letzten Jahre verschlechtert habe. 

Herr Oberbürgermeister Griesert kann diesen Eindruck nicht wiederlegen, da sich der offen-
porige Asphalt mit der Zeit zusetze. Der Fachbereich Städtebau könne bei der Autobahn 
GmbH des Bundes nachfragen, welche Fahrbahnqualität dort inzwischen vorhanden und 
wann der Flüsterasphalt dort zuletzt erneuert worden sei. 

Herr Seidel konstatiert, dass wie geschildert alles auf Berechnungen basiere und möchte dazu 
wissen, ob auch Kontrollmessungen durchgeführt würden. Er wisse aus seiner beruflichen 
Praxis, dass Berechnungen auch falsch sein könnten und bittet darum, den Wunsch nach 
Messungen weiterzugeben. Er stelle seinen Garten gerne für die Aufstellung von Messgeräten 
zur Verfügung. 

Herr Oberbürgermeister Griesert verweist darauf, dass es auf die Berechnungen ankomme, 
weil Messungen stets zeitpunktpunktbezogen seien und die dann vorherrschenden Bedingun-
gen nicht repräsentativ seien. 

Herr Seidel entgegnet, dass Messungen über einen gewissen Zeitraum durchzuführen seien, 
um auch den worst case zu erfassen. 

Herr Oberbürgermeister Griesert sagt zu, dass die Frage nach Kontrollmessungen zu Protokoll 
beantwortet werde. 
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Herr Henning weist darauf hin, dass aktuell Planungen zum sechsspurigen Ausbau der Bun-
desautobahn 30 erfolgen. Er ist der Auffassung, dass auch bessere Lärmschutzmaßnahmen 
wie z.B. höhere oder zusätzliche Lärmschutzwände erforderlich seien, wenn dieser Ausbau 
umgesetzt werde. Zumindest müsste eine Neuberechnung zum Lärmschutz erfolgen. Er bittet 
aber gleichwohl nochmals um Überprüfung dieser Frage. 

Herr Oberbürgermeister Griesert sagt zu, dass auch dies zu Protokoll beantwortet werde und 
merkt im Übrigen an, dass nach seiner Kenntnis mit einer wesentlichen Veränderung der Ver-
kehrsanlage, wie z.B. einer neuen Spur, auch neue Berechnungen durchgeführt werden müss-
ten. Bei über die Jahre zunehmendem Verkehr, ohne dass eine Verkehrsanlage wesentlich 
verändert werde, gebe es hingegen keinen Rechtsanspruch auf Neuberechnung der Lärmim-
missionen. 

Anmerkung der Verwaltung zu Protokoll:  

Der Fachbereich Städtebau hat die Autobahn GmbH zu den noch offenen Fragen um Stel-
lungnahme gebeten und dabei folgende Rückmeldung erhalten: 

 
Zum Aspekt Messung/Berechnung 

Bei der Erstellung von schalltechnischen Untersuchungen im Straßenbau sind sowohl bei der 

Lärmsanierung als auch bei der Lärmvorsorge zur Ermittlung des Beurteilungspegels gemäß 

der 16. BImSchV Rechenverfahren vorgeschrieben. Messungen sind nicht erlaubt.   

Zum einen können geplante Verkehrswege (Neubau) und vergangene Schallereignisse nicht 

gemessen werden. Zum anderen unterliegen Messungen u.a. Witterungseinflüssen und Ver-

kehrsbelastungsschwankungen (Sommer - Winter, Werktag - Wochenende, Ferienzeiten 

usw.). Die Messungen müssten, um all diese Einflüsse angemessen zu berücksichtigen, über 

einen sehr langen Zeitraum erfolgen. Aus diesen Gründen sind Rechenverfahren in der Ver-

kehrslärmschutzverordnung verbindlich vorgeschrieben. Sie sind so konzipiert, dass in nahezu 

allen Fällen die Ergebnisse von Messungen, unter denen von Berechnungen liegen. Es wird 

also grundsätzlich »zu Gunsten der Lärmbetroffenen« gerechnet.  

Wesentliche Einflussgrößen bei der Berechnung des Beurteilungspegels sind:  

- die Verkehrsstärke  

- die Verkehrszusammensetzung (Lkw-Anteil am Gesamtverkehr)  

- die zulässige Höchstgeschwindigkeit  

- die Straßenoberfläche  

- die Längsneigung der Straße  

- Wind mit 3 m/s von der Straße zum Immissionsort (Gebäude)  

  

Die Berechnungen erfolgen getrennt für den Tagzeitraum (6.00 – 22.00 Uhr) und den Nacht-

zeitraum (22.00 – 6.00 Uhr). Somit wird nicht die Möglichkeit gesehen Lärmemissionen vor Ort 

zu messen.  

In einem Gutachten aus dem Jahr 2015 wird die Problematik „Messung/Berechnung“ wissen-

schaftlich bewertet. Die im Gutachten gemessenen Lärmwerte bestätigen die berechneten 

Lärmwerte. In der Realität lagen die gemessenen Werte im Mittel um 5,9 dB(A) unter den zu-

vor berechneten Werten. Zur weiteren Information habe ich die damalige Presseinformation 

als Anlage beigefügt. 
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Zum Thema Deckschicht / Autobahnausbau 

Im Zuge der A 30 ist zwischen der Anschlussstelle Hasbergen-Gaste und der Anschlussstelle 

Bruchmühlen eine Grunderneuerung in den Jahren 2002 bis 2013 in mehreren Bauabschnitten 

erfolgt.   

Im Bereich der Stadt Osnabrück wurde zwischen der Anschlussstelle Hasbergen-Gaste und 

dem Autobahnkreuz Osnabrück-Süd versuchsweise und freiwillig die Grunderneuerung mit 

einem offenporigen Asphalt durchgeführt. Ein Rechtsanspruch auf die dauerhafte Erhaltung 

dieses Zustandes bestand und besteht nicht. Eine erneute Sanierung der Deckschicht im 

Stadtbereich Osnabrück erfolgte abschnittsweise im Zeitraum 2014 bis 2017. Auch bei dieser 

Sanierung wurde als freiwillige Leistung eine offenporige Deckschicht ausgeführt. Der offen-

porige Asphalt hat erfahrungsgemäß eine Lebensdauer von ca. 10 Jahren. Im Nutzungszyklus 

ergibt sich aus physikalischen Gründen eine nicht vermeidbare geringfügige Minderung der 

akustischen Eigenschaften. In den Berechnungsverfahren wird dieser Effekt bereits durch die 

vorgeschriebenen Korrekturwerte für die Straßenoberfläche berücksichtigt. Bei der Deck-

schicht der A 30 liegen im betroffenen Abschnitt keine Erkenntnisse über einen überdurch-

schnittlichen Verlust der akustischen Dauerhaftigkeit vor.  

 

Im Zuge des sechsstreifigen Ausbaus der A 30 werden umfangreiche schalltechnische Unter-

suchungen durchgeführt.  Die Bewertung erfolgt dabei nach den Grenzwerten der Lärmvor-

sorge. Die Grenzwerte der Lärmvorsorge liegen deutlich unter den Auslösewerten der freiwil-

ligen Lärmsanierung. Es wird davon ausgegangen, dass der aktive Lärmschutz im Zuge der 

Maßnahme deutlich verbessert wird.  

Nach den aktuellen Planungen sollen die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung und 

die daraus abgeleiteten Lärmschutzmaßnahmen noch im laufenden Jahr den Bürgerinnen und 

Bürgern vorgestellt werden.  

 
 
2 b) Gastronomie und Kinderspielplatz am Zoo / Zäune um den Zoo 

Frau Dr. Niethammer weist darauf hin, dass in der Corona-Zeit jeden Tag sehr viele Menschen 
um den Zoo wanderten, die oft auch Dauerkarten für den Zoo haben. Dabei falle auf, dass der 
nördliche Zaun des Zoos vom zweiten Ausgang bis zum befahrbaren Hintereingang abgängig 
sei. Die Außenwirkung des Zoos habe in diesem Bereich sehr wenig mit der Innenwirkung zu 
tun. Besonders der Anblick der Gastronomie von hinten sei unansehnlich und nehme einem 
den Appetit. Deswegen unterbreitet Frau Dr. Niethammer folgende Vorschläge: 
 
1. Die Gastronomie sollte einen zugänglichen Restaurationsbetrieb auch für hinten schaffen, 
da der Schölerbergwald, insbesondere am Wochenende, stark frequentiert wird. 
2. Auch der Zoospielplatz am Hinterausgang sollte eine Verlängerung nach draußen in den 
Wald haben, der ähnlich wie beim Naturzoo Rheine dann von zwei Seiten bespielt werden 
kann und auch wiederum Menschen nach innen ziehen wird. 
3. Der weitere Zaun des Zoos – vom Hinterausgang den Schölerberg hoch – sollte neu einge-
fasst werden, ohne die heruntergekommenen Holzverkleidungen, und stattdessen  Einblicke 
gewähren in die Tierwelt im Zoo, so wie bei den Yaks, Weißscheitelmangaben oder Wölfen. 
 
Sie stellt die These auf, dass je mehr der Zoo von seinen Tieren außen zeige, desto mehr 
mache er Werbung für sich. 

Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die Stellungnahme des Zoo Osnabrück vor:  
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Zu 1) 
Die Gastronomie des Zoos ist verpachtet. Das Pächterunternehmen hat mehrere Versuche 
gestartet, einen Restaurationsbetrieb im Zoo nach Zooschließung ohne Ticketkosten zu etab-
lieren. Das hat leider nicht funktioniert. Ein Restaurationsbetrieb rechnet sich wirtschaftlich 
nicht über die Verköstigung der Naherholung suchenden Bevölkerung. 
 
Zu 2) 
Der Zoo ist als gemeinnützige Institution aus sich heraus nicht finanziell tragfähig. Die Aufgabe 
des Zoos liegt nicht darin, Spielangebote außerhalb des Zoos zu schaffen. 
 
Zu 3) 
Zunächst weist der Zoo Osnabrück darauf hin, dass er keine Yaks beheimatet. Eine Verklei-
dung mit Holz ist in vielen Fällen erforderlich, um auch sensible Tiere dem Blickfeld der Besu-
cherinnen und Besucher von mehreren Seiten zu entziehen. Die Aufgabe des Zoos besteht 
nicht darin, der Naherholung suchenden Bevölkerung Tiere zu präsentieren. Die These, dass 
der Zoo, wenn er seine Tiere nach außen zeige, Werbung für sich macht und damit erfolgrei-
cher wird, ist nicht zutreffend. Die Besuchszahlen des Zoos rekrutieren sich überwiegend aus 
weit entfernten Bereichen. Die Osnabrücker Bevölkerung hat im Wesentlichen eine Familien-
jahreskarte, die extrem günstig ist (aktueller Preis: 123 Euro für zwei Erwachsene und zwei 
Kinder). 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert äußert, dass er die Anregung von Frau Dr. Niethammer zur 
Umgestaltung bzw. Verschönerung des Hintereingangs gut nachvollziehen könne. 

Frau Dr. Niethammer teilt unter Zustimmung eines weiteren Bürgers mit, dass sie die Antwort 
des Zoos für arrogant halte. Der Zoo habe sich am Schölerberg nach Süden ausgedehnt und 
sei darauf angewiesen, dass er von der Bevölkerung auch akzeptiert werde. Es könne nicht 
abgestritten werden, dass der Hintereingang hässlich sei. Sie fände zumindest eine Diskus-
sion darüber sinnvoll. 

Herr Oberbürgermeister Griesert unterbreitet zur Optik des Hintereingangs den Vorschlag, 
dass geprüft werden sollte, ob der Sichtschutz durch ansprechende Bepflanzung erreicht wer-
den könne. Herr Oberbürgermeister Griesert wird darum bitten, dass eine Auseinandersetzung 
mit dieser Thematik in den Gremien des Zoos erfolge. 
 
Ein Bürger äußert via Chat, dass der Einschätzung von Frau Dr. Niethammer entschieden 
zuzustimmen sei. Der Umgang und das Verhalten des Zoos im Naherholungsgebiet Schöler-
berg sei schon seit vielen Jahren immer wieder Thema in diversen Bürgerforen gewesen. Es 
gehe unter anderem um die Vermüllung der Bereiche an den öffentlichen Wegen und das 
rücksichtslose Parken von Zoomitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Schölerberg auf den We-
gen. Anrufe bei der Zooverwaltung hätten genau so wenig einen Effekt gehabt wie Zusiche-
rungen der bekannten Ratsmitglieder in den diversen Zoo-Organisationen, sich um diese Be-
lange zu kümmern, die sie in den Bürgerforen abgegeben hätten. 
 
2 c) Engstelle auf dem Bürgersteig an der Voxtruper Straße 

 
Herr Jaekel weist darauf hin, dass es auf dem Bürgersteig an der Voxtruper Straße, auf der 
linken Seite in Richtung Langenkamp ungefähr 50 Meter nach der Heckerstraße, so eng durch 
einen dort platzierten Schaltkasten sei, dass ein Rollstuhlfahrer Probleme habe, vorbeizufah-
ren und Sturzgefahr bestehe. Er schlägt vor, an dieser Stelle das Beet zu verjüngen und zwei 
bis drei Reihen mehr zu pflastern.  
 
Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die Stellungnahme des Osnabrücker ServiceBetriebs 
vor:  
In Höhe der Hausnummer 49 - 51 in der Voxtruper Straße stehen Verteilerkästen, die den 
Bürgersteig in der Tat verengen. Der Osnabrücker ServiceBetrieb wird hier den Bürgersteig 
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verbreitern und die vorgelagerte Straßeneinengung mit dem Grünbeet entsprechend etwas 
schmaler gestalten.  
 
Im Übrigen weist Herr Oberbürgermeister Griesert daraufhin, dass, wenn jemand eine gute 
Idee habe, damit nicht bis zum nächsten Bürgerforum gewartet werden müsse, sondern diese 
direkt gegenüber der Fachverwaltung angesprochen werden oder über das Ereignismeldesys-
tem Osnabrück – EMSOS – (https://geo.osnabrueck.de/emsos) mitgeteilt werden könne. 
 
2 d) Fehlende Straßenmarkierungen in der Klöntrupstraße - Einmündung Meller Straße 

 
Herr Jaekel weist darauf hin, dass in der Klöntrupstraße - Einmündung Meller Straße die 
Straßenmarkierungen komplett fehlen würden (sh. nachstehendes Foto). Es wäre aus 
Gründen der Verkehrssicherheit wünschenswert, wenn diese erneuert werden könnten. 
 

 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die Stellungnahme des Osnabrücker ServiceBetriebs 
vor:  
Der Osnabrücker ServiceBetrieb hat den Auftrag für die Nachmarkierung des Einmündungs-
bereiches bereits erteilt. Die Ausführung erfolgte vor Ostern, der Bereich wurde komplett er-
neuert. 
 
Ein Bürger bestätigt, dass die Fläche frisch markiert worden sei. Allerdings habe er vernom-
men, dass demnächst eine Deckensanierung auf der Meller Straße erfolgen solle, wisse aber 
nicht genau, in welchem Straßenabschnitt. Er hinterfragt, ob damit dann die Straßenmarkie-
rung gleich wieder durch anstehenden Bauarbeiten zerstört werde und somit eigentlich nur 
Geld damit verschwendet wurde. 
 
Herr Vehring informiert, dass die Deckensanierung nach Angaben des Fachbereiches Geoda-
ten und Verkehrsanlagen zum einen im Straßenabschnitt zwischen Eisenbahnunterführung 
und Klöntrupstraße und zum anderen zwischen Wörthstraße/Stahlwerksweg und Am Rieden-
bach/Schweerstraße erfolgen wird (sh. orangefarbene Markierung im nachstehenden Plan). 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert äußert, dass die aufgeworfene Frage zu Protokoll beantwor-
tet werde. Er hofft, dass diese Straßenmarkierung nun nicht nur für einige Monate Bestand 
hat, sondern dies auch mit der anstehenden Deckensanierung abgestimmt ist. Selbst wenn 
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die Straßenmarkierung nur für ein halbes Jahr Bestand haben sollte, so kann dies aus Sicher-
heitsgründen durchaus seine Rechtfertigung haben. 
 

 
 
Herr Jaekel merkt an, dass der Radweg in der Klöntrupstraße zwar mit roter Farbe neu mar-
kiert, aber im Kreuzungsbereich weiterhin keine Mittellinie erneuert worden sei. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert sagt eine Klärung zu Protokoll zu und stellt die Vermutung 
an, dass dies möglicherweise mit der geplanten Deckensanierung zusammenhänge. 
 

Anmerkung der Verwaltung zu Protokoll: In der 19. Kalenderwoche gibt es einen Ortstermin 
mit den beteiligten Dienststellen geben, um festzulegen, wie genau nach der Deckensanierung 
die ggf. noch erforderlichen Markierungen hergestellt werden sollen. Die Federführung liegt 
beim Fachdienst Verkehrsplanung, da gemäß einem Beschluss des Ausschusses für Stadt-
entwicklung und Umwelt vom 15.04.2021 nach der ab Mai geplanten Deckensanierung eine 
Probephase von mindestens drei Monaten mit einer Führung des Radverkehrs im Mischver-
kehr durchgeführt werden soll. 
 
2 e) Müllaufkommen im Siedlungsbereich Hammersenviertel und im Bereich des 
Schölerbergs 

 
Bei Spaziergängen ist der Antragstellerin und ihrer Familie aufgefallen, dass sich das Müllauf-
kommen erhöht habe. Der Müll werde vermehrt weggeworfen. Mülleimer würden nicht beach-
tet oder fehlten. Ebenso seien Drogenspritzen zu finden. Es seien bereits “Fixer“ beim Sprit-
zesetzen beobachtet worden. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die Stellungnahme des Osnabrücker ServiceBetriebs 
vor:  
 
Der Osnabrücker ServiceBetrieb (OSB) unterhält im Stadtgebiet über 2.000 öffentliche Abfall-
behälter, die regelmäßig überprüft und geleert werden. Leider stellen auch die Mitarbeitenden 
des OSB regelmäßig fest, dass einige Abfälle achtlos weggeworfen werden. Speziell im er-
weiterten Umfeld von Läden oder Imbissstuben, die bedingt durch den Lockdown mehr To-Go 
Produkte verkaufen, ist dies in der jüngeren Vergangenheit zu beobachten. Der OSB reagiert 
hierauf mit einer Erhöhung der Leerungs-/Reinigungszyklen an den bekannten Stellen im Rah-
men der personellen Möglichkeiten. 
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Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die Stellungnahme des Fachbereichs Bürger und Ord-
nung vor: 
 
Sofern das Auffinden von Drogenbesteck sowie das Beobachten „von Fixern beim Spritzeset-
zen“ beschrieben wird, ist auszuführen, dass im Rahmen regelmäßiger Kontrollen aller Stadt-
teile durch den Ordnungsaußendienst hierzu keinerlei Erkenntnisse für den Stadtteil Schöler-
berg vorliegen. Auch ein erhöhtes Müllaufkommen konnte im Rahmen der regelmäßigen Strei-
fen nicht festgestellt werden. 
Anzumerken ist in diesem Zusammenhang allerdings, dass eine räumliche Eingrenzung der 
Beobachtungen wünschenswert wäre, um die Situation besser beurteilen und ggf. auch das 
Kontrollverhalten der Streifen für die Zukunft konkretisieren zu können. Hierfür wäre aber die 
Benennung konkreter Plätze/ Straßen etc. wertvoll. 
 
Ein Bürger bestätigt die Vorkommnisse der Ansammlung von Müll in der Hammersenstraße. 
Dort sei auch ein Naturschutzwald des Naturschutzbundes (NABU), der allerdings leider oft 
als Müllablageplatz missbraucht werde. Auf dem Ziegenbrink auf der Kuppel (hinter dem Au-
tohaus Rahenbrock) gebe es mehrere Stellen, an denen regelmäßig Lagerfeuer gezündet wür-
den und an denen der Müll achtlos liegengelassen werde. Dort seien auch keine Abfallbehäl-
ter, in welchen der Müll entsorgt werden könnte. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert merkt an, dass die Stadt nur für die öffentlichen Flächen zu-
ständig sei. Die Strategie der Stadt gestaltete sich so, dass in vielen Grünflächen keine Müll-
behälter aufgestellt würden, da diese oftmals zur Entsorgung von privatem Hausmüll miss-
braucht würden. Den Hinweisen werde gleichwohl nachgegangen, wofür sich der Bürger be-
dankt. 
 
 
2 f) Verkehrsüberwachung in der Straße Am Riedenbach 

 
Herr Altevogt weist darauf hin, dass die Straße Am Riedenbach häufig als Abkürzung benutzt 
werde. Das Tempolimit und die Rechts-vor-Links-Regel würden häufig missachtet. Regelmä-
ßige Kontrollen wären wünschenswert. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die Stellungnahme des Fachbereichs Bürger und Ord-
nung vor:  
 
Grundlage für die Planung und Durchführung von Geschwindigkeitsüberwachungsmaßnah-
men ist der Niedersächsische Erlass „Richtlinie für die Überwachung des fließenden Straßen-
verkehrs durch Straßenverkehrsbehörden“. Danach sind Geschwindigkeitsüberwachungs-
maßnahmen dort zu konzentrieren, wo sich häufig Unfälle ereignen (Unfallbrennpunkte) oder 
die Wahrscheinlichkeit besteht, dass sich Unfälle ereignen werden (Gefahrenpunkte). 
 
Da eine lückenlose Verkehrsüberwachung nicht möglich ist, hat die Stadt Osnabrück mit ihrem 
„Konzept der kommunalen Geschwindigkeitsüberwachung zur Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit“ eindeutige Schwerpunkte und Prioritäten gesetzt. 
 
Neben den auf Grundlage der polizeilichen Unfallanalyse festgestellten Unfallbrennpunkten 
stellen Geschwindigkeitsüberwachungsmaßnahmen im Umfeld von Grundschulen einen be-
sonderen Schwerpunkt dar. Weitere schutzwürdige Bereiche sind die Nahbereiche von Kin-
dertagesstätten, Senioren- und Behinderteneinrichtungen. 
 
Darüber hinaus kommen Bereiche in Betracht, in denen wiederholt die zulässigen Höchstge-
schwindigkeiten in einem so erheblichen Umfang nicht eingehalten werden, dass allein 
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dadurch eine besondere Gefährdung anzunehmen ist. Die Maßnahmen der Geschwindigkeits-
überwachung konzentrieren sich in diesen Fällen auf Bereiche, denen eine besondere Ver-
kehrsbedeutung (z.B. als Hauptverkehrsstraßen) zukommt. 
 
Für den Bereich Am Riedenbach kommen daher Maßnahmen der Geschwindigkeitsüberwa-
chung nicht in Betracht. 
 
Darüberhinausgehende Kontrollen des fließenden Verkehrs obliegen der Polizei. Der Hinweis 
in Bezug auf die Missachtung der Rechts-vor-Links-Regel ist zuständigkeitshalber an die Po-
lizeiinspektion Osnabrück weitergegeben worden.  
 
Frau Dr. Niethammer bemerkt, dass sich in den Straßen Am Wulfekamp, Miquelstraße und 
Overbergstraße viele der in der Stellungnahme genannten Einrichtungen befänden, wie z.B. 
die Bernhard Overberg Grundschule, Kindertagesstätten oder das Kardinal-von-Galen-Haus. 
Insofern müsste ihrer Ansicht nach in dem Bereich der Verkehr überwacht werden. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert weist darauf hin, dass Verkehrsüberwachung entsprechend 
des genannten Konzeptes schwerpunktmäßig nur direkt in den Straßen in den Bereichen vor 
den jeweiligen Einrichtungen und nicht im weiteren Straßenumfeld wie in der Straße Am Rie-
denbach erfolgen könne. In mehreren der genannten Straßen, z.B. am Wulfekamp, könne im 
Übrigen ohnehin nicht schneller als 30 km/h gefahren werden. 
 
Frau Dr. Niethammer führt aus, dass es neben der St. Joseph-Kirche einen stark frequentier-
ten Parkplatz gebe, auf dem auch der Wochenmarkt stattfinde. In den Jahren 2010 bis 2012 
sei auch schon mal angedacht gewesen, den Marktplatz neu zu gestalten und in dem Zuge 
die in einem Teilstück sehr breite Straße Am Riedenbach zu verengen, um hier auf diese 
Weise auf eine Reduzierung der Geschwindigkeit hinzuwirken. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert sagt zu, dass diese Anregung von der Verwaltung aufgenom-
men und geprüft werde. 

Anmerkung der Verwaltung (Fachbereich Städtebau) zu Protokoll:  

Die Straße Am Riedenbach ist im Abschnitt Miquelstraße bis Ameldungstraße mittelfristig zum 
Ausbau vorgesehen. Inwieweit die hier vorgebrachten Vorschläge berücksichtigt werden kön-
nen, ist der weiteren Planung vorbehalten, die dann auch mit den Anliegern diskutiert wird. 
 
 
2 g) Straßenbeleuchtung im Ithweg 

 
Herr Schroedter weist darauf hin, dass der Ithweg auf dem Verbindungsstück zwischen Osni-
ngstraße und dem Ende des Deisterweges (beim Spielplatz) unbeleuchtet sei. Der Wegverlauf 
von der Teutoburger Straße über den Ithweg und den Deisterweg zur Wörthstraße sei eine 
viel benutzte Alternativroute zur Route über die Meller Straße bzw. Iburger Straße. Leider sei 
das Zwischenstück Ithweg unbeleuchtet. Hier sollte aus seiner Sicht endlich darüber nachge-
dacht werden, wie die Sicherheit durch eine Beleuchtung verbessert werden könne. Man sollte 
eine solche Maßnahme nicht bis zu einer möglichen Erschließung bzw. Bebauung dieses Ge-
ländes aufschieben, denn eine solche Bebauung könne auf Grund der Eigentumsverhältnisse 
noch Jahre dauern. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die Stellungnahme des Fachbereich Geodaten und 
Verkehrsanlagen vor:  
Für den entsprechenden Bereich liegt ein aktueller Bebauungsplan vor, der eine Entwicklung 
des Areals in Form einer Wohnbebauung vorsieht (Bebauungsplan 146 - Osningstraße / 
Wörthstraße-). 
Die vorliegende Frage nimmt die Verwaltung zum Anlass, die Möglichkeit einer möglichst zeit-
nahen Umsetzung des Vorhabens zu forcieren. Losgelöst vom vorgenannten Verfahren prüfen 
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die zuständigen Stellen die Option zur Herrichtung einer Straßenbeleuchtung. Hierzu muss 
allerdings erwähnt werden, dass die Kosten dafür beitragspflichtig sind und teilweise auf die 
Anliegerinnen und Anlieger umgelegt werden können. Eine belastbare Information zum Sach-
verhalt kann für das nachfolgende Bürgerforum im Herbst in Aussicht gestellt werden. 
 
 
2 h) „Trümmergrundstück“ in der Osningstraße 

 
Herr Schroedter merkt an, dass es offensichtlich zu wenige Wohnungen in Osnabrück gebe. 
In der Osningstraße gebe es seit mindestens 76 Jahren ein durch Bombeneinschlag im Zwei-
ten Weltkrieg entstandenes Trümmergrundstück. Hier könnten 6 bis 8 Wohnungen entstehen 
und die hässliche Baulücke wäre endlich Vergangenheit. Herr Schroedter fragt, wieso es sei-
tens der Stadt keine Initiative gebe, dieses möglicherweise letzte Kriegsgrundstück einer Be-
bauung zuzuführen. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die Stellungnahme des Fachbereichs Städtebau vor: 
 
Wenn es sich um die Baulücke zwischen den Wohnhäusern Osningstraße 5 und 9 handeln 
sollte, kann bestätigt werden, dass dort vor dem Zweiten Weltkrieg noch ein Gebäude stand. 
 
Für das besagte Grundstück gilt der rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 146 – Osning-
straße / Wörthstraße –. Danach handelt es sich um ein erschlossenes Baugrundstück, auf 
dem ein Wohnhaus mit mindestens drei Vollgeschossen errichtet werden darf.  
 
Die Stadt bedauert es, dass es sich bei dem unbebauten Baugrundstück nicht um einen Ein-
zelfall handelt, sondern vergleichbare Fälle häufiger im Stadtgebiet anzutreffen sind. Bislang 
wird davon ausgegangen, dass sich die Eigentümer im Interesse der Wohnraumschaffung um 
eine entsprechende Bebauung ihres Grundstückes bemühen, wenn sie nicht aus persönlichen 
Gründen einen zeitnahen Verkauf oder eine Bebauung ausschließen. Ein Baugebot im Sinne 
des § 176 Baugesetzbuches (BauGB), welches erheblich in Eigentumsrechte eingreift, dürfte 
in diesem Fall nicht durchsetzbar sein. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert ergänzt, dass es zum Thema Baugebote auch bereits eine 
umfängliche Stellungnahme im Rahmen der Vorlage VO/2019/3818-01 (im Ratsinformations-
system einsehbar unter https://ris.osnabrueck.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=1012773) zur 
Ratssitzung am 30.04.2019 gegeben habe, in welcher die Verwaltung die Rahmenbedingun-
gen für die Durchsetzung eines Baugebotes gem. § 176 BauGB erläutert habe. 
 
Außerdem habe er den Fachbereich Städtebau bzw. die Kontaktstelle Wohnraum darum ge-
beten, Kontakt zu dem Eigentümer aufzunehmen und in Erfahrung zu bringen, ob die Stadt 
bei der Baulandmobilisierung behilflich sein könne.  
 

Anmerkung der Verwaltung zu Protokoll: 
Die heutigen Eigentümer wurden von der Kontaktstelle Wohnraum des Fachbereichs Städte-
bau angeschrieben und haben sich zwischenzeitlich auch zurückgemeldet. Sie haben kon-
krete Pläne das Grundstück zu bebauen und klären derzeit noch offene Fragen.  

 
 
2 i) Sanierung der Wartenbergstraße und Bürgersteige 

 
Herr Schäfer weist darauf hin, dass die Neue Osnabrücker Zeitung bereits am 16.07.2011 zur 
Wartenbergstraße titelte: "Nur schäbig oder gefährlich?" Der Zustand habe sich in den zehn 
vergangenen Jahren nicht zum Positiven geändert. Die Geduld der Anwohnerinnen und An-
wohner werde strapaziert. Seit 2011 werde über den Ausbau gesprochen. Im Bürgerforum 
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2018 habe Frank Henning berichtet, dass die Verwaltung für den Haushalt 2019 die Erneue-
rung der Straße berücksichtigen wolle. 
Als daraufhin nichts passiert sei, sei auf die Anfrage von Herrn Schäfer beim Bürgerforum am 
08.05.2019 im anschließenden Protokoll vom 29.10.2019 unter Ziffer 2e) von Herrn Littek ver-
merkt worden, dass die Investitionen Wartenberg-/Overbergstraße aus dem Investitionspro-
gramm gestrichen worden seien. Das Ziel des Beginns der abschließenden Gebietssanierung 
sei nun für 2022 vorgesehen. 
 
Bevor das Thema für weitere Jahre aus dem Gedächtnis der Verwaltung verschwinde, möchte 
Herr Schäfer nochmals auf die fortschreitende Verrottung von Bürgersteigen und Straße (vor 
allem im oberen Teil zur Ameldungstraße) hinweisen und zur Gefahrenabwendung anregen, 
die Sanierungs-/Ausbaumaßnahmen alsbald durchführen zu lassen. 

Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die nachstehende Stellungnahme des Fachbereichs 
Geodaten und Verkehrsanlagen vor:  
 
Die Vorbereitungen für die Straßensanierungen im Gebiet verlaufen trotz der pandemiebe-
dingten Einschränkungen und Prioritätenverschiebungen weitgehend planmäßig. 
 
Für die drei Straßen (Wartenbergstraße, Overbergstraße und Am Riedenbach) sind in der Mit-
telfristigen Finanzplanung entsprechende Gelder vorgesehen worden. Erste Abstimmungsge-
spräche mit den Stadtwerken (SWO Netz GmbH) haben stattgefunden. 
 
Nach aktuellem Zeitplan sollen die Arbeiten 2023 beginnen und 2025 abgeschlossen sein. Die 
konkrete Reihenfolge der Straßen in Bezug auf den Bauablauf und die Bauzeit hängt von den 
verkehrlichen Wechselwirkungen und leitungstechnischen Zwangspunkten ab und ist Be-
standteil o.g. Gespräche. 
 
Eine detaillierterer Ablaufplan wird im kommenden Bürgerforum präsentiert werden können. 
 
Herr Schäfer hält die Umsetzung für zu spät und bemerkt, dass er dann seit rund 20 Jahren 
darauf warten würde. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert merkt an, dass im Stadtgebiet über 700 km Straßen bei limi-
tierten Ressourcen instand zu halten und zu pflegen seien und dabei Prioritäten immer wieder 
in Abhängigkeit vom Straßenzustand und von den bestehenden Sicherheitsrisiken verschoben 
würden. Die Stadt Osnabrück sei nach wie vor mit Kassenkrediten von über 40 Millionen Euro 
hochverschuldet, auch wenn in den vergangenen Jahren bereits über 100 Millionen Euro 
Schulden abgebaut werden konnten. Auch die Corona-Pandemie habe bei der Stadt für große 
Einnahmeausfälle gesorgt. Dennoch sei die Maßnahme im Investitionsprogramm für die Jahre 
2023 bis 2025 enthalten. 
 
Herr Schäfer bemerkt, dass die Bürgersteige teilweise 30 – 40 cm hoch seien. Autos, die dort 
parken wollten, würden beschädigt werden. Die Bürgersteige selbst seien in katastrophalem 
Zustand. Für Rollstuhlfahrer seien diese an manchen Stellen nicht mehr nutzbar. Zwar würden 
ab und zu Kolonnen vorbeikommen, um die gröbsten Fehlstellen mit Teer auszubessern, aber 
ansonsten passiere in der Straße nichts. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert bemerkt, dass die Stadt diese Ausbesserungen aus Gründen 
der Verkehrssicherungspflicht durchführe. Er sehe aber durchaus in dem Bereich den Hand-
lungsbedarf einer grundlegenden Überholung, die ja nunmehr auch in den Jahren 2023 bis 
2025 anstehe. 
 
Ein weiterer Bürger teilt mit, dass er seit 2013 am Ertmannplatz wohne und nach Zuzug er-
schrocken über den Zustand der Straßen und Bürgersteige gewesen sei, ganz besonders in 
der Wartenbergstraße. Die Verwaltung müsse seiner Ansicht nach zeitnah für die Ebnung der 
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Bürgersteige sorgen und er würde es gerade zugunsten der älteren, auf Hilfsmittel angewie-
senen Bevölkerung begrüßen, wenn die Verwaltung prüfen könnte, ob die Maßnahme vorge-
zogen werden könnte. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert äußert Verständnis für diese Sichtweise, allerdings müsse 
auch berücksichtigt werden, dass im Straßenbau ein großer Rückstau bei der Bauunterhaltung 
vorhanden sei. Leider gebe es einige Bereiche in der Stadt, in welcher der Handlungsdruck 
noch größer sei. 
 
Frau Knabenschuh weist darauf hin, dass Sanierungen in der Wartenbergstraße und in der 
Overbergstraße sehr wohl in Planung gewesen seien, aber die Overbergstraße sei wegen der 
dort durchgeführten Schulsanierung zurückgestellt worden. Möglicherweise stehe dies auch 
in Zusammenhang mit der Wartenbergstraße. Auch sie sehe allerdings gerade bei den Bür-
gersteigen akuten Handlungsbedarf. 
 

3. Stadtentwicklung im Dialog (TOP 3)  

 
3 a) Aktuelle Informationen zur Corona-Pandemie 

 
Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die nachstehenden Informationen vor, die mit Stand 
vom 13.04.2021, 10:25 Uhr zugeliefert wurden: 
 
- 27.156 Osnabrückerinnen und Osnabrücker haben inzwischen ihre Erstimpfung erhalten. 
Ergänzend weist Herr Oberbürgermeister Griesert darauf hin, dass bei den im Internet veröf-
fentlichten Zahlen stets ein Meldeverzug um zwei Tage zu berücksichtigen ist. So werde dort 
beispielsweise an jedem Dienstag die Zahl „0“ vermerkt, weil zwei Tage zuvor, am Sonntag, 
das Impfzentrum geschlossen habe. 
- Die Stadt erhält bis zum 22. April (also in den kommenden 9 Tagen) weitere 5.300 Impfdosen 
für Erstimpfungen. Die Impfdosen für die Hausärzte kämen zusätzlich hinzu. 
- Das Pilotprojekt der Stadt zur Testung von Kindern, die Kindertagesstätten besuchen, an 
zunächst zwei Kindertagesstätten war erfolgreich. Alle Kinder, die die Notbetreuung in Kinder-
tagesstätten wahrnehmen, erhalten wöchentlich zunächst einen, ab der kommenden Woche 
zwei Selbsttests, die sie mit ihren Eltern anwenden. 
- Der Testbus steht von dienstags bis samstags an Orten im Stadtgebiet, in denen hohe Infek-
tionszahlen verzeichnet werden. Die Idee dahinter ist, dass sich alle, die möchten, dort kos-
tenlos per Schnelltest testen lassen können. 
Herr Oberbürgermeister Griesert ergänzt, dass sich jede Bürgerin bzw. jeder Bürger einmal 
pro Woche kostenlos in einem Textzentrum oder auch in teilnehmenden Apotheken testen 
lassen könne. 
- Die nächtlichen Ausgangsbeschränkungen in Landkreis und Stadt Osnabrück wurden wegen 
der erfreulichen Entwicklung der Inzidenzzahlen am vergangenen Donnerstag aufgehoben. 
- Für den kommenden Sonntag, 18. April, plant der Bundespräsident eine Gedenkveranstal-
tung für die an und mit dem Coronavirus Verstorbenen. Die Stadt Osnabrück erwägt, auch 
parallel städtischerseits durch eine Aktion auf das Thema aufmerksam zu machen. Dazu 
könnte es ein Online-Format geben. 
- Sollten zu den Impfungen weitergehende Fragen bestehen, können Bürgerinnen und Bürger 
die Osnabrück-Hotline 0541/323-4444 sowie die Mail-Adresse impfen@osnabrueck.de anru-
fen. Hier sollen jedoch nur die „osnabrückspezifischen“ Fragen geäußert werden, für alle an-
deren Fragen zur Corona-Impfung wäre die Landeshotline 0800/9988665 anzurufen.  
 
Daneben wird auf das städtische Unterstützungsangebot der Freiwilligenagentur für über 80-
järige hingewiesen, bei der Vereinbarung von Impfterminen behilflich zu sein (sh. Flyer in der 
Anlage): 
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Die Freiwilligenagentur Osnabrück hat Menschen, die über 80 Jahre alt sind – aber auch über 
70-jährigen, die mit der Anmeldung Schwierigkeiten haben –, Unterstützung bei der Anmel-
dung für einen Impftermin angeboten. Sie können sich bei der Hotline 0541 323-4444 melden 
und bekommen kurzfristig Unterstützung dabei, sich auf die Warteliste für einen Impftermin 
setzen zu lassen. Sie können unter der Telefonnummer ihre Kontaktdaten hinterlassen. Um 
Missbrauch zu verhindern, meldet die Stadt sich dann mit einer städtischen Rufnummer (0541 
323-...) zurück. Die Bürgerinnen und Bürger können sich dann entscheiden, ob sie den Termin 
per E-Mail oder per Brief erhalten wollen. Entsprechende Flyer werden derzeit verteilt. Das 
Angebot gilt allerdings nur für Menschen aus Osnabrück. Insgesamt wurden über 1.000 Flyer 
an Apotheken, Sanitätshäuser, Wohlfahrtverbände sowie evangelische und katholische Kir-
chengemeinden verteilt. Außerdem wurde dieses Angebot über viele Kanäle, u.a. im NDR 
durch Frau Pötter, beworben. 
 
 
3 b) Förderprogramm: Zuschüsse für Vermieter durch Ankauf von Belegungsbindun-
gen 

 
Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die Stellungnahme des Fachbereichs Städtebau vor:  
         
Das städtische Förderprogramm zum Ankauf von Belegungsbindungen im Mietwohnungsbe-
reich richtet sich an Eigentümerinnen und Eigentümer von Wohnungen in der Stadt Osna-
brück, die an Personen mit niedrigem Einkommen vermieten möchten.  
 
Die Stadt zahlt einen Zuschuss dafür, wenn Wohnraum günstig an Haushalte mit  
Wohnberechtigungsschein vermietet wird. Dabei muss die Wohnung geeignet sein,  
ihr Alter ist egal, und es werden grundsätzlich alle Größen gesucht.  
 
Eine Belegungsbindung entsteht durch einen in der Regel zehnjährigen Vertrag zwischen dem 
Vermietenden und der Stadt. Der Vermieter verpflichtet sich, Wohnraum für maximal  
5,80 Euro pro Quadratmeter an Haushalte mit Wohnberechtigungsschein zu vermieten;  
aufstockend zahlt die Stadt ergänzende Zuschüsse an den Vermieter, so dass zusammen  
bis zu 7,43 Euro pro Quadratmeter zu erzielen sind. Dabei können die geringverdienenden 
Mieter bereits in der förderfähigen Wohnung leben oder erst in Zukunft einziehen. Die Auswahl 
eines Mieters mit Wohnberechtigungsschein bleibt dem Vermieter überlassen.   
 
Ausführliche Informationen zum Belegungsbindungsprogramm erhalten Sie bei der Wohnbau-
förderstelle der Stadt Osnabrück, telefonisch unter 0541 323-2410 oder im Internet unter 
www.osnabrueck.de/ankauf-belegungsbindung.  
 
3 c) Aktueller Stand zum Freiraumentwicklungskonzept „Urbaner Freiraum im (Klima-) 
Wandel“ 

 
Herr Oberbürgermeister Griesert trägt die Stellungnahme des Fachbereiches Umwelt und Kli-
maschutz vor: 
 
Im letzten Bürgerforum wurde bereits über den Tagesordnungspunkt Freiraumentwicklungs-
konzept „Urbaner Freiraum im (Klima-) Wandel“ informiert, auf den entsprechenden Protokol-
lauszug wird Bezug genommen und nunmehr kurz über den aktuellen Sachstand berichtet. 
 
Im September und Oktober 2020 erfolgte die Beteiligung der Öffentlichkeit und von bestimm-
ten Zielgruppen, wie z.B. Kinder und Jugendliche, Menschen mit Behinderungen oder Umwelt-
verbände. Bereits 2019 wurde eine online-Umfrage zu den Freiräumen Osnabrücks durchge-
führt. Der Bericht zu der Umfrage und die Dokumentation der Bürgerinformationsveranstaltung 
sind im Internet veröffentlicht. 
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Weiter geht es Anfang Mai mit der ersten von zwei Bürgerwerkstätten. Hier wird mit den Bür-
gerinnen und Bürgern über die Stärken und Schwächen der Freiräume Osnabrücks diskutiert. 
Zudem sollen erste Maßnahmenvorschläge gesammelt werden. Die genauen Termine werden 
in Kürze veröffentlicht. 
 
Aktuelle Informationen zum Freiraumentwicklungsprojekt finden sich auf der Projekthomepage 
https://www.osnabrueck.de/freiraum-im-wandel/. Bei Interesse können Sie sich per Mail für 
den Verteiler anmelden: umwelt@osnabrueck.de 
 
 
3 d) Baustellenmanagement (Informationen zu wichtigen anstehenden Baumaßnahmen) 

 
Herr Oberbürgermeister Griesert stellt die nachstehende, an alle Sitzungsteilnehmenden ver-
schickte Übersicht vor, aus der sich ergibt, dass sich im Bereich der Stadtteile Fledder und 
Schölerberg aktuell folgende Baumaßnahmen mit größeren verkehrlichen Auswirkungen be-
finden: 
 
 

Ort Art der Maßnahme Träger Auswirkung Dauer 

Frankenstraße und 

Hamburger Straße 
Deckensanierung FB 62 Vollsperrung 

Bauzeit: vom 13.04.-

20.04.21 

Großer Fledderweg 
Strom, Deckensa-

nierung 

FB 62, 

SWO 
Vollsperrung Bauzeit: ca. 15. KW 

 

Perspektivisch seien folgende Maßnahmen bekannt: 
 

Ort Art der Maßnahme Träger Auswirkung Dauer 

Ameldungstraße 
(Iburger Straße bis 
am Waldschlößchen) 

Gas, Wasser, 
Strom 

SWO  
Geplanter Baustart: 2. 
Quartal 2021; Bauzeit: 
ca. 75 Wochen 

Ertmannstraße, 2. 

Bauabschnitt (Am 
Galgesch bis Ert-
mannplatz) 

Gas, Wasser, 
Strom, Kanal 

SWO  

Geplanter Baustart: 2. 

Quartal 2021; Bauzeit: 
ca. 85 Wochen 

Hannoversche 

Straße (An der 
Spitze bis Hettlicher 
Masch) 

Gas, Wasser, 
Strom 

SWO  

Geplanter Baustart: 

Frühjahr 2021; Bauzeit: 
ca. 40 Wochen 

Meller Straße (von 
Bahnlinie bis 

Klöntrupstraße und 
von Wörthstraße/ 
Stahlwerksweg bis 
Am Riedenbach/ 
Schweerstraße) 

Deckensanierung FB 62  
Baustart: ca. Sommer 
2021 

Abkürzungserläuterungen: SWO = Stadtwerke Osnabrück; FB 62 = Stadt Osnabrück, Fachbereich Geodaten und 
Verkehrsanlagen 

 
Ein Bürger erkundigt sich, ob in der Ameldungstraße im Anschluss an die genannten Baumaß-
nahmen an Versorgungsleitungen (Strom, Gas Wasser) eine Deckensanierung erfolge, da die 
Straße gerade im vorderen Teil (Bereich Iburger Straße, Pattbrede bis zur Kreuzung Am Gal-
gesch) sehr viele Schäden aufweise. 
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Außerdem möchte er wissen, ob auch der Ertmannplatz noch im Zuge der Maßnahme Ert-
mannstraße mitsaniert werde. Gerade die dortigen Parkplätze seien schadhaft. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert erläutert, dass, wenn eine Deckensanierung geplant sei, dies 
sicherlich hier auch angegeben worden wäre. Er sagt zu, dass die Fragen zu Protokoll beant-
wortet werden. 
 

Anmerkung der Verwaltung zu Protokoll: Der Fachbereich Geodaten und Verkehrsanlagen teilt 
zu den Anfragen Folgendes mit: (27.04.2021, Frau Wechelmann, 4478) 

Eine Sanierung der Ameldungstraße ist in der mittelfristigen Projektplanung berücksichtigt. 
Nach dem Versorgungsbau müssen sich die Auffüllungen der Aufbrüche erst setzen und wer-
den dann im Zuge eines 2-stufigen Ausbaus großflächiger saniert. Bis dahin wird die Straße 
durch den Bauhof des Osnabrücker ServiceBetriebs im Rahmen der Verkehrssicherungs-
pflicht Instand gehalten. 

Im Zuge des derzeitigen Kanalbaus werden im Bereich des Ertmannplatzes neue Hausan-
schlüsse verlegt. Diese werden von der Straße (Hauptkanal) durch den Parkplatz bis zur 
Grundstücksgrenze verlegt. Grundsätzlich ist hieraus keine umfangreiche Sanierung des Ert-
mannplatzes vorgesehen. Dem Ansinnen folgend würden in diesem Zusammenhang die vor-
handenen Schadstellen am Parkplatz durch die Verwaltung geprüft und gegebenenfalls groß-
flächig mit saniert werden. Sobald die Arbeiten in diesem Bereich angelaufen sind, kann eine 
entsprechende Bewertung und Entscheidung hierzu getroffen werden.   
 
Frau Dr. Niethammer bezieht sich auf einen Bericht der Neuen Osnabrücker Zeitung zur Meller 
Straße, wonach der Fahrradschutzstreifen aufgehoben werden soll, um die Radfahrenden 
noch stärker zu schützen. Aus ihrer Sicht mache das nur Sinn, wenn dort Rechts-vor-Links 
gelte oder Tempo 30 eingeführt werde. Radfahrerinnen oder Radfahrer würden dort perma-
nent zur Seite gedrängt, von daher unterstütze sie den Vorschlag der Aufbringung von so ge-
nannten sharrows (auf die Straße aufgebrachte Piktogrammketten bzw. Pfeilsymbole) nicht. 
Sie fragt, ob es angedacht sei, hier Rechts-vor-Links und Tempo 30 einzuführen. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert weist darauf hin, dass es am 15.04.2021 dazu eine Beratung 
im Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt geben werde. Der Schutzstreifen vermittle 
nach Ansicht einiger Experten eine trügerische Sicherheit. Auch der öffentliche Personennah-
verkehr (ÖPNV), welcher diese Straße nutze, müsse hier beachtet werden. Es sei in aller Re-
gel nicht förderlich, auf von Bussen genutzten Straßen Rechts-vor-Links und Tempo 30 einzu-
führen, sowohl was die Pünktlichkeit, Zuverlässigkeit als auch die Kosten anbelange. Entspre-
chend der Vorlage sei weder die Einführung von Tempo 30 noch von Recht- vor-Links ange-
dacht.  
 
Herr Henning erläutert, dass in der Vorlage ein Modellversuch vorgeschlagen werde, dem die 
SPD-Fraktion zustimmen werde. Die Einführung von Tempo 30 sei nicht vorgesehen wegen 
des ÖPNV, der mit kurzen Fahrtzeiten auf einer Hauptverkehrsstraße wie der Meller Straße 
attraktiv gehalten werden solle. Interessant sei im Übrigen noch die Einbahnstraßenregelung, 
die der Allgemeine Deutsche Fahrrad-Club (ADFC) für die Meller Straße vorgeschlagen habe. 
Es sei eine spannende Frage, ob dieser Vorschlag auch beschlossen werde. Der Bus müsse 
aber beidseitig fahren dürfen, sofern dies verkehrsrechtlich zulässig sei. Es handele sich um 
einen Versuch und es müsse beobachtet werden, wie die Umsetzung in der Praxis erfolge. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert ergänzt, dass Einbahnstraßenregelungen nicht nur zu Um-
wegen für andere Verkehrsteilnehmer führen würden, sondern nach allgemeinen Erfahrungs-
werten auch zu höheren Geschwindigkeiten, da keine Rücksicht mehr auf den Gegenverkehr 
genommen werden müsse. 
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Anmerkung der Verwaltung zu Protokoll: Zu der Vorlage VO/2021/6736 („Meller Straße - Rad-
verkehrsführung nach Deckensanierung im Abschnitt Am Riedenbach bis Brücke vor Rosen-
platz“) hat der Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt in seiner Sitzung am 15.04.2021 
unter TOP 5.3 folgenden (geänderten) Beschluss gefasst: „Nach der Deckensanierung wird 
eine Probephase mit einer Führung des Radverkehrs im Mischverkehr durchgeführt. Das Er-
gebnis der begleitenden Untersuchung wird dem Ausschuss mit einer Empfehlung für das wei-
tere Vorgehen vorgelegt.“ (vgl. https://ris.osnabrueck.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=1016164). 
Dieser Beschluss wurde mehrheitlich gegen die Stimmen der Ausschussmitglieder der CDU-
Fraktion und die Stimme des Ausschussmitglieds der FDP-Fraktion angenommen. 
 
Der nachstehende Änderungsantrag der FDP-Fraktion wurde mehrheitlich gegen die Stimme 
des Ausschussmitglieds der FDP-Fraktion und die Stimmen der Ausschussmitglieder der 
CDU-Fraktion abgelehnt, wobei die CDU-Fraktion ausdrücklich nur den ersten Satz des Än-
derungsantrags mitträgt. 
 
Nach der Deckensanierung wird keine Probephase mit einer Führung des Radverkehrs im 
Mischverkehr durchgeführt.  
 
Die Verwaltung wird beauftragt, folgende Möglichkeiten abzuprüfen: 
1.  Einführung einer Tempo 30 Zone in der Meller Straße mit Darstellung, welche Maßnahmen 
dafür erforderlich sind 
2. Umwandlung der Meller Straße in eine Anwohnerstraße mit Durchfahrtsrecht für den ÖPNV 
und Individualverkehr zu den ansässigen Geschäften 
3. Beidseitiger Ausbau der Hannoverschen Straße mit 2 m breiten Radwegen 
 
Außerdem soll dem Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt eine Liste aller Straßen vor-
gelegt werden, die einen Schutzstreifen für den Radverkehr haben. 
 
Frau Dr. Niethammer erkundigt sich, ob die in der Lotter Straße gemachten Erfahrungen in der 
Diskussion eine Rolle spielen würden. Hier sei doch deutlich geworden, dass sharrows ihre 
Wirkung verfehlt hätten. Sie halte es für absurd, ein schlechtes Beispiel in einer Straße auf 
eine weitere Straße zu übertragen. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert merkt an, dass die Auswertung der aufgebrachten sharrows 
in der Lotter Straße in der Tat ernüchternd ausgefallen sei. Allerdings heiße das nicht automa-
tisch, dass diese Maßnahme in einer anderen Straße nicht doch ihre Wirkung entfalten könne, 
denn die Lotter Straße habe im Bereich der Aufbringung der sharrows eine ganz andere Qua-
lität im Erdgeschossbereich der angrenzenden Bebauung als die Meller Straße und es seien 
dort trotz parallel vorhandener Fahrradstraße noch mehr Radfahrende unterwegs, so dass 
keine unmittelbar vergleichbare Situation vorliege. Sharrows hätten auch in der Lotter Straße 
nicht dazu geführt, dass die Verkehrssituation in Gänze für Radfahrende unsicherer geworden 
sei. Strittig sei allerdings, ob die Maßnahme tatsächlich den erhofften positiven Effekt entwi-
ckelt habe. 
 
Ein Bürger merkt an, dass Busse, die dort 50 km/h fahren, eine Verkehrsgefährdung darstellen 
würden. Bei der kurzen Aufeinanderfolge von Ampeln, Haltestellen und Kurven könne ohnehin 
kein Zeitgewinn entstehen. Es sei eine deutliche Erhöhung der Verkehrssicherheit für alle Ver-
kehrsteilnehmenden, wenn auf der Meller Straße Tempo 30 eingeführt werden würde. Er bittet 
darum, dies auch im Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt zu berücksichtigen bzw. zu 
prüfen. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert gibt dem Bürger recht, dass es nur in wenigen Bereichen in 
der Meller Straße für Busse möglich sei, überhaupt 50 km/h zu erreichen. Ferner erläutert er, 
dass eine Festlegung auf Tempo 30 für Busse, deren Durchschnittstempo in dem Bereich 
ohnehin nur bei rd. 16,4 km/h liege, trotzdem eine Verlängerung der Fahrtzeit bedeute, weil 
die Busse dann auch in den Phasen, in denen sie temporär ein wenig zügiger fahren könnten, 
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durch sich ebenfalls an die 30 km/h haltenden Autofahrenden ausgebremst werden könnten. 
Dies könne sich summieren. Rechts-vor-Links entfalte auf jeden Fall ebenfalls eine Bremswir-
kung und verringere durch ständiges Abbremsen und Anfahren den Komfort z.B. auch für äl-
tere Menschen, die keinen Sitzplatz im Bus erhalten haben. 
 
Ein anderer Bürger bittet bei der Umgestaltung der Meller Straße auch im Blick zu behalten, 
dass wenig Lobby für geringeren Durchgangsverkehr im Stadttteil Schölerberg bestehe. Eine 
schwindende Attraktivität für den Autoverkehr in der Meller Straße und Hannoverschen Straße 
habe unmittelbare Auswirkungen auf den Durchgangsverkehr für die Meller Straße und die 
Voxtruper Straße, der sich dann deutlich reduzieren würde. 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert weist darauf hin, dass es unterschiedliche Straßenklassifi-
zierungen gebe. Je mehr diese angenähert würden, desto mehr Verkehr müssten die Straßen 
ertragen, die heute noch wenig Verkehr haben. Das könne gerade bei den Seitenstraßen der 
Meller Straße beobachtet werden, wenn viel Verkehr auf der Hannoversche Straße vorhanden 
sei. 
 

4. Anregungen und Wünsche (TOP 4)  

 
Zu diesem Tagesordnungspunkt gibt es keine Wortmeldungen. 
 
 
Herr Oberbürgermeister Griesert dankt den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Bürgerfo-
rums Fledder, Schölerberg für die rege Beteiligung und den Vertreterinnen und Vertretern der 
Verwaltung für die Berichterstattung. 
 
Die nächste Sitzung dieses Bürgerforums findet voraussichtlich erneut in digitaler Form am 
Donnerstag, 04. November 2021, 19.30 Uhr, statt. (Anmeldeschluss für Tagesordnungs-
punkte: 14. Oktober 2021). 
 
gez. Vehring 
Protokollführer 
 
 
Anlage: 

- Bericht aus der letzten Sitzung (zu TOP 1) 
- Pressemitteilung des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr  
    und Digitalisierung vom 17.04.2015 „Messung bestätigt ermittelte Werte“ (zu TOP 2a) 
- Flyer zu Hilfsgebot der Freiwilligenagentur für Impfwillige (zu TOP 3a) 
- Flyer zu Belegungsbindungen (zu TOP 3b) 
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Bericht aus der letzten Sitzung   TOP 1 

Bürgerforum Sitzungstermin  
Fledder, Schölerberg 13.04.2021 

 
Die letzte Sitzung des Bürgerforums Fledder, Schölerberg hat am 07.10.2020 in digitaler Form 
stattgefunden. Die Verwaltung teilt zu noch offenen Anfragen, Anregungen und Wünschen 
Folgendes mit: 
 
1a)  Geschwindigkeitsüberschreitungen in der Osningstraße (TOP 1d aus der Sitzung vom 

07.10.2020 und TOP 1j aus der vorletzten Sitzung am 19.03.2020 und 4h aus der Sitzung am 29.10.2019) 

 

Sachverhalt:  
In einer früheren Sitzung wurde berichtet, dass in der Straße zu schnell gefahren 
werde. Es wurde angeregt, die Osningstraße als Einbahnstraße auszuweisen, so dass 
nicht mehr von der Meller Straße hineingefahren werden dürfe. Daraufhin wurde in 
einer der vergangenen Sitzungen angeregt, eine Tempo-30-Zone einzurichten. Die 
Verwaltung hat mitgeteilt, dass die Osningstraße als verkehrsberuhigter Bereiches 
ausgebaut sei. Die im vorletzten Bürger-forum angeregte Umwandlung in eine Tempo 
30-Zone sei ohne einen Straßenumbau nicht möglich und aus Sicht der Verwaltung 
auch nicht sinnvoll, da die zu hohen Geschwindigkeiten somit noch weiter steigen wür-
den und somit in einem gewissen Maße toleriert würden. Aus Sicht der Verwaltung 
seien zur Verkehrsberuhigung in der Osningstraße umfangreichere Maßnahmen erfor-
derlich, da die alleinige Einrichtung einer Einbahnstraße die Geschwindigkeit der Ver-
kehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer erfahrungsgemäß sogar steigen ließe, da der 
Verkehr entfalle, dem beispielsweise begegnet oder ausgewichen werden müsse. Die 
Verwaltung hat angekündigt, sich weiterhin mit der Thematik der Verkehrsberuhigung 
in der Osningstraße zu beschäftigen, aber die zwischenzeitliche Bearbeitung konnte 
zu der Zeit aufgrund von personellen Engpässen bisher nicht fortgesetzt werden.  
 
Zum letzten Bürgerforum am 07.10.2020 hat der Fachbereich Städtebau darauf hin-
gewiesen, dass leider kein neuer Sachstand vorgetragen werden könne, da das Pro-
jekt aufgrund weiterhin bestehender personeller Engpässe noch nicht bearbeitet wer-
den konnte. 

Stellungnahme des Fachbereichs Städtebau:  

Die personellen Engpässe konnten noch nicht behoben werden. Die Planung baulicher 
Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung konnte entsprechend noch nicht durchgeführt 
werden. 

 
 
1b)  Ertmanplatz: Maßnahmen (z. B. Einbau von Berliner Kissen) gegen die Missach-

tung der Tempo-30-Zone aufgrund überhöhter Geschwindigkeiten (TOP 1b aus der 

Sitzung vom 07.10.2020 und TOP 1h aus der vorletzten Sitzung am 19.03.2020 und 2b aus der Sitzung 

am 29.10.2019) 

 
Sachverhalt:  
Es wurde berichtet, dass insbesondere morgens und mittags zu schnell gefahren wird. 
Eine Messung im Oktober 2018 ergab eine Verkehrsmenge von rd. 600 Kfz/Tag. Die 
gemessene V85, d.h. die Geschwindigkeit, die von 85% der gemessenen Fahrzeuge 
unterschritten wurde, lag bei 44 km/h und ist bei erlaubten Tempo 30 zu hoch. Die 
Verwaltung hatte mitgeteilt, dass in der Zeit vom 04.11.2019 bis 12.01.2020 ein Dia-
logdisplay, welches Ein- & Austrittsgeschwindigkeiten dokumentieren kann, aufgestellt 
worden sei. Beim Eintritt in den Messbereich wurden 85% der gemessenen Fahrzeuge 
unter 37 km/h und beim Austritt 85 % unter 34 km/h gemessen. Vor Baubeginn der 
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Kanalbaumaßnahme in der „Ertmanstraße“, voraussichtlich in der 14./15. Kalenderwo-
che (ca. Anfang/Mitte April), soll eine weitere Messung mit dem Seitenradarmessgerät 
(SDR) durchgeführt werden. Von der Auswertung wird die weitere Vorgehensweise 
abhängig gemacht. 
 
Zur letzten Sitzung hatte der Fachbereich Städtebau dazu wie folgt Stellung genom-
men:  
Der Baubeginn für die Kanalbaumaßnahme in der Ertmanstraße wurde in das 2. Quar-
tal 2021 verschoben, da auf Grund der Corona-Pandemie andere Baumaßnahmen 
priorisiert werden mussten. Die vorgesehene Messung mit dem SDR wird analog zu 
der ursprünglichen Planung vor Beginn der Baumaßnahme durchgeführt.  
 

Stellungnahme des Fachbereichs Städtebau:  

Der Baubeginn für die Kanalbaumaßnahme in der Ertmanstraße wird in der zweiten 
Jahreshälfte 2021 sein. Die vorgesehene Messung mit dem SDR wird wie angekündigt 
vor Beginn der Kanalbaumaßnahme durchgeführt. Die SDR-Messung ist nach den Os-
terferien in der 16. Kalenderwoche eingeplant. 

 
1c)  Zustand der Wege im Schölerberg (TOP 1j aus der Sitzung am 07.10.2020 und TOP 2c aus 

der abgesagten Sitzung vom 19.03.2020) 
 
Sachverhalt:  
Zur Sitzung am 19.03.2020 hat die Verwaltung angegeben, dass in 2020 umfangrei-
chere Wegesanierungen geplant seien, um die im Zuge der forstlichen Maßnahmen in 
Mitleidenschaft gezogenen Wegeabschnitte zu sanieren. Damit sollte nach damaliger 
Planung im Mai begonnen werden. 
 
Zur Sitzung am 07.10.2020 hat der Osnabrücker ServiceBetriebs (OSB) folgende Stel-
lungnahme abgegeben:  

Die für das Frühjahr terminierten Arbeiten an den Wegen im Schölerberg, die durch 
forstliche Arbeiten im Frühjahr in Mitleidenschaft gezogen worden waren, sind entge-
gen der ursprünglichen Planung zunächst auf ein Mindestmaß zur Aufrechterhaltung 
der Verkehrssicherheit reduziert worden, weil durch die fortdauernde Trockenheit im 
Früh-jahr/Sommer 2020 und durch die damit zu erwartenden weiteren Schäden am 
Baumbestand zusätzliche umfangreiche forstliche Arbeiten im Herbst/Winter 
2020/2021 erforderlich sein werden. 

Stellungnahme des Osnabrücker ServiceBetriebs:  
 
Der OSB wird in diesem Frühjahr den unteren wassergebundenen Weg am Waldrand 
von der Schölerbergstraße über Kinderhospital bis zum Klaus-Strick-Weg komplett mit 
einer neuen wassergebundenen Deckschicht versehen. 
 
Alle anderen Wege im Schölerberg werden mit Blick auf Schlaglöcher etc. wieder in 
einen verkehrssicheren Zustand versetzt, eine Komplettüberarbeitung wird erst nach 
Abschluss der noch nicht gänzlich abgeschlossenen forstlichen Maßnahmen vorge-
nommen, die zum Teil auf Grund der sehr frühzeitigen, bereits im Februar erfolgten 
Besetzung der Reihernistplätze in den Herbst 2022 verschoben werden mussten. 
 
 

 
1d)  Der "essbare" Stadtteil (TOP 2a aus der letzten Sitzung vom 07.10.2020) 

 

Sachverhalt: 
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Frau Dr. Niethammer wies zur Sitzung am 07.10.2020 darauf hin, dass die städtischen 
Grünflächen im Schölerberg-/Fleddergebiet bereits mit Wildblumen für eine bienen-
freundliche Stadt werben. Dieses schöne Angebot könnte noch durch essbare Pflan-
zen erweitert werden: Am Riedenbach etwa könnte es Beete geben, auf denen Toma-
ten und Zucchini etc. wachsen, bei neu zu pflanzenden Bäumen könnte das Grünflä-
chenamt Apfel-, Birnen-, Kirsch- und Pflaumenbäume einsetzen, schließlich gebe es 
Schölerbergwald schon einige Kirschbäume. Dafür könnte ein Antrag bei der Bürger-
stiftung für die Kooperation und Anschubfinanzierung gestellt werden. Für die Pflege 
könnte eine Arbeitsgemeinschaft gegründet werden, die von städtischen Gärtnern 
durch Anleitung und Material unterstützt werden. Als mögliches Vorbild könne die Stadt 
Andernach dienen, die zum Netzwerk Edible CitiesNetwork gehöre. In Europa gebe es 
essbare Stadtteile auch in Oslo und Rotterdam. 
 
Herr Donnermeyer trug in der Sitzung am 07.10.2020 die nachstehende Stellung-
nahme des Osnabrücker ServiceBetriebs vor:  
 
Die Stadt Osnabrück hat sich bereits 2014/2015 mit dem Thema „essbare Stadt – Ur-
ban Gardening“ befasst. Damals wurde festgehalten, dass in der Stadt schon einige 
Aktivitäten in Bezug auf den Themenkomplex initiiert wurden und auch zukünftig im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Ressourcen von den beteiligten Fachdienst-
stellen – dem Fachbereich Umwelt und Klimaschutz sowie dem Osnabrücker Service-
Betrieb – begleitet werden.  
 
Auch in den Strategischen Stadtzielen 2021 bis 2030 ist das Thema enthalten. Unter 
dem Stadtziel „Stadt zum Leben und Erleben“ sind mehrere zentrale Handlungsfelder 
für den Zeitraum bis zum Jahr 2025 definiert. Dort heißt es u.a.: „Um Freiräume zu 
erhalten und aufzuwerten, wird die Stadt Gemeinschaftsgärten, Urban Gardening oder 
ähnliche Aktivitäten unterstützen.“ 
 
Es gibt noch keinen zentralen Ansprechpartner bei der Stadtverwaltung für das The-
menfeld „urban gardening“. Der Osnabrücker ServiceBetrieb (OSB) ist verantwortlich 
für die bestehenden bekannten Initiativen im Bereich der öffentlichen Grünflächen (in 
der Regel eingetragene Vereine) im Bereich der Teutoburger Schule – Bürgergarten 
e. V. (gemeinsam mit dem Fachbereich Bildung, Schule und Sport), dem Friedensgar-
ten e. V. am Großspielplatz Lerchenstraße sowie Naturinsel Ruschspiko e. V. Osnab-
rück auf dem Gelände des Spielplatzes Spichernstraße.  
 
Auf der Internetseite www.osnabrueck.de/urbangardening werden die Projekte vorge-
stellt, die von verschiedenen Vereinen betreut werden.   
  
Der Riedenbach ist für ein derartiges Projekt leider nicht geeignet, da das Gelände mit 
der Grünfläche planungsrechtlich als Regenrückhaltebecken festgesetzt ist.  
  
Eine Durchführung von Projekten durch die Verwaltung selber ist aufgrund fehlender 
Ressourcen leider nicht möglich. 
 
Frau Dr. Niethammer merkte an, dass an öffentlichen Flächen keine Exoten, sondern 
heimische Bäume gepflanzt werden sollten. Es ginge ihr nicht um Bürgergärten. Ihres 
Erachtens sollten auf Flächen, auf welchen kein Bürgerverkehr erfolge, ebenfalls hei-
mische Pflanzen angepflanzt werden. Sie hoffe darauf, dass sich eine Gruppe finde, 
die sich um solche Projekte kümmere. Es sollte darüber nachgedacht werden, wie das, 
was die Stadt ohnehin schon in dem Bereich angestoßen habe, mit ehrenamtlichen 
Helfern und mit einer Förderung über die Bürgerstiftung erweitert werden könne. Nach-
zudenken wäre auch über die Pflanzung von Obstbäumen im Schlossgarten. 
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Herr Donnermeyer sagte zu, die Hinweise mitzunehmen und mit den fachlich zustän-
digen Kollegen zu diskutieren, welche Möglichkeiten es in den Stadtteilen Schölerberg 
und Fledder gebe. 
 
Herr Fillep verwies auf das bestehende Angebot – es gebe 22 solcher Streuobstwie-
sen. Hierzu gebe es eine Karte, zu der ein Link im Protokoll aufgenommen wird. Solche 
Gärten würden regelmäßig z.B. bei Bepflanzung von Ausgleichsflächen angelegt. 
 
Anmerkung der Verwaltung zu Protokoll: Anbei ist der zugesagte Link zu den städti-
schen Streuobstwiesen: https://www.osnabrueck.de/streuobstwiesen/. 
 
Stellungnahme des Osnabrücker ServcieBetriebs:  

Der Osnabrücker ServiceBetrieb verweist in diesem Zusammenhang grundsätzlich 
noch einmal auf die Stellungnahme zur Sitzung am 07.10.2020. 

 
Unter dem im Protokoll zur letzten Sitzung angefügten Link https://www.osnab-
rueck.de/streuobstwiesen/ finden sich zudem Informationen zu Osnabrücks Streuobst-
wiesen, auf denen Apfelbäume, aber auch Birnen-, Kirsch-, Mirabellen- und Pflaumen-
bäume gepflanzt wurden und neu gepflanzt werden. Es werden hier in der Regel alte, 
regionaltypische Sorten gewählt, die für Allergiker verträglicher sind und eine beson-
dere Bedeutung für Honigbienen und Wildbienen haben, die aufgrund der Artenarmut 
auf landwirtschaftlich genutzten Flächen und durch den Einsatz von Insektiziden stark 
bedroht sind. 

 
 
1e)  Missachtung der Rechts-vor-Links-Abbiegeregelung im Kreuzungsbereich Am 

Riedenbach, Miquelstraße und Josefstraße (TOP 2e aus der letzten Sitzung vom 

07.10.2020) 

 

Sachverhalt: 
Der Antragsteller wies zur Sitzung am 07.10.2020 auf Folgendes hin: Die Rechts-vor-
Links Regelung wird im Kreuzungsbereich Am Riedenbach, Miquelstraße und Josef-
straße nicht beachtet, daher sei nur eine gefahrvolle Querung für Fußgänger und Rad-
fahrer möglich. Am Freitag werde der Kreuzungsbereich zudem als Parkfläche von 
den Marktbesuchern genutzt. 
 
Herr Fillep trug die nachstehende ie Stellungnahme des Fachbereichs Bürger und Ord-
nung vor:  
 
Der Knotenpunkt ist aufgrund seiner geometrischen Lage ein wenig unübersichtlich. 
Dennoch gelten auch für diesen Knotenpunkt die Regelungen des § 8 der Straßenver-
kehrsordnung (StVO): „An Kreuzungen und Einmündungen hat die Vorfahrt, wer von 
rechts kommt.“ Da es keine anderslautende vorfahrtsregelnde Beschilderung gibt, gilt 
hier somit Rechts-vor-Links. Diese Regelung ist auch noch zusätzlich zur Verdeutli-
chung durch Wartelinienmarkierung auf der Fahrbahn vor den jeweils einmündenden 
Straßen markiert worden. Da grundsätzlich schon die Markierung über das „normale“ 
Maß hinausgeht, sind darüberhinausgehende Maßnahmen nicht angezeigt.  
 
Hinsichtlich des geschilderten regelwidrigen Parkens werden im Rahmen der perso-
nellen Möglichkeiten Kontrollen durch den Verkehrsaußendienst vollzogen. Insbeson-
dere zu den Markttagen werden verstärkt Kontrollen durchgeführt. 
 
Frau Westermann dankte für die Anmeldung des Tagesordnungspunktes und bestätigt 
die Schilderung von Herrn Keitemeier, wonach es sich bei der Kreuzung insbesondere 
an Markttagen um ein „heißes Pflaster“ handele. 
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Der Antragsteller bemerkte, dass er sich heute eine halbe Stunde an die Kreuzung 
gestellt habe und allein in diesem Zeitraum fünf Fahrzeuge die Vorfahrtsregelung ver-
letzt hätten. Selbst wenn die Hand von Personen gehoben werde, die die Straße über-
queren wollen, interessiere das viele Autofahrer nicht. Schulkinder nützten diesen Weg 
auch vielfach. Im Übrigen verdecke eine große Plantane das Verkehrszeichen „Kreu-
zungsbereich“. Die an Freitagen geltende Einbahnstraßenregelung sei vielen Autofah-
rern nicht bekannt oder werde nicht beachtet. Die Beschilderung sollte seiner Meinung 
nach eindeutiger sein. Marktbesucher und Marktbeschicker würden außerdem regel-
mäßig die Bürgersteige zuparken, so dass es zu sehr unübersichtlichen Situation 
komme. Er bittet um verstärkte Kontrolle des Verkehrsaußendienstes. 
 
Herr Fillep sagte zu, dass der Osnabrücker ServiceBetrieb beim nächsten Pflegegang 
den Hinweis zur Verdeckung des Verkehrsschildes durch Äste des dortigen Baumes 
prüfen und ggf. einen Rückschnitt vornehmen werde. Außerdem wird die Verwaltung 
den Hinweis zur Einbahnstraßenregelung prüfen und dazu zur nächsten Sitzung eine 
Rückmeldung geben. 
 
Ein Bürger wies auf starke Lärmbelästigung durch hupende Autos hin, die nicht aufei-
nander Rücksicht nehmen. Die bisherigen Maßnahmen würden nicht helfen. Die Kreu-
zung müsste aus baulicher Sicht umgestaltet werden. 
 
Frau Dr. Niethammer schlug vor, dort einen Kreisverkehr einzurichten. Dadurch ver-
langsame sich der Verkehr automatisch. 
 
Frau Westermann sagte zu, auch diesen Vorschlag verwaltungsseitig prüfen zu las-
sen. Es sei wichtig, dass dort freitags häufiger kontrolliert werde. Es sei in der Tat eine 
sehr unübersichtliche Kreuzung. 
 
Stellungnahme des Fachbereichs Städtebau:  

Die Miquelstraße ist erst vor wenigen Jahren umgebaut worden, ein erneuter Umbau 
des Knotenbereiches zu einem Kreisverkehrsplatz ist daher nicht verhältnismäßig.  
Zur Einbahnstraßenregelung gibt es keinen neuen Sachstand.  
 
Stellungnahme des Osnabrücker ServiceBetriebs:  
 
Das “zugewachsene“ Straßenschild an der genannten Kreuzung wurde, wie in der letz-
ten Sitzung angekündigt, zwischenzeitlich freigeschnitten. 
 

1f)  Durchgangsverkehr Wörthstraße zwischen Iburger und Meller Straße (TOP 2g aus 

der letzten Sitzung vom 07.10.2020) 

  

Sachverhalt: 
Der Antragsteller Herr Dornieden machte zur Sitzung am 07.10.2020 darauf aufmerk-
sam, dass die Wörthstraße zwischen Iburger und Meller Straße nach wie vor erheblich 
vom Durchgangsverkehr genutzt werde. Es sei zum Teil sehr gefährlich, insbesondere 
für Kinder, sich im Straßenbereich zu bewegen. Dies werde noch verstärkt durch die 
ohnehin beengten Verhältnisse aufgrund des vorhandenen Straßenquerschnitts und 
der damit verbundenen schmalen Bürgersteige. Darüber hinaus werde zum Teil auch 
sehr schnell gefahren. Soweit ihm bekannt sei, wurde das Thema vor einiger Zeit 
schon einmal besprochen. Die Situation sei aber dennoch unerträglich. 
 
Herr Littwin trug die nachstehende Stellungnahme des Fachbereiches Städtebau vor:  
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Die Wörthstraße ist im beschriebenen Bereich als Fahrradstraße ausgewiesen. Gleich-
zeitig herrscht dort hoher Parkdruck. In der Folge hat man sich mit den Anwohnern auf 
den bestehenden Querschnitt geeinigt, der neben einer schmalen Fahrspur im Einrich-
tungsverkehr für Kfz auch versetztes Parken vorsieht, um den Charakter als Fahr-
radstraße zu verdeutlichen und die Geschwindigkeiten der Kfz zu reduzieren.  
 
Für eine weitergehende Gestaltung bzw. zur Verdeutlichung der Fahrradstraße steht 
ein offizielles Planregelwerk allerdings noch aus. Dennoch muss von jedem Verkehrs-
teilnehmer zu erwarten sein, dass bekannt ist welche Regelungen in einer Fahr-
radstraße gelten, die eindeutig durch das Verkehrszeichen 244.1 „Beginn einer Fahr-
radstraße“ erkennbar ist.  
 
Um das Ausmaß der Geschwindigkeitsüberschreitungen und die Höhe des Durch-
gangsverkehrs besser beurteilen zu können, veranlasst die Stadt eine Verkehrserhe-
bung im Bereich der Wörthstraße. Über das Ergebnis der Verkehrserhebung wird spä-
testens beim nächsten Bürgerforum berichtet. 
 
Erfreulicherweise ist die Wörthstraße nicht als Unfallschwerpunkt bekannt, was beste-
hende Konflikte jedoch keineswegs relativieren soll. Darüber hinaus ist an die Erzie-
hungsberechtigten und die Verkehrsteilnehmer zu appellieren, auf die Gefahren im 
Straßenraum hinzuweisen und Gefahrensituationen zu vermeiden. 
 
Herr Dornieden ergänzte, dass es seiner Sicht ein großes Glück sei, dass sich hier 
noch keine Unfälle ereignet haben. Ihm sei es im Übrigen nicht klar, wieso die Straße 
von so vielen als Durchgangsstraße genutzt werde. 
 
Ein Bürger ergänzte, dass sich die wenigsten Verkehrsteilnehmenden mit den Ver-
kehrsregeln an dieser Stelle auskennen würde und wüssten, dass es sich um eine 
Fahrradstraße handelt. Er fragte, ob ein Informationsblatt mit den aktuellen Regeln 
einer Fahrradstraße zur Veröffentlichung in den lokalen Zeitungen dazu erstellt werden 
könne. Es wäre aus seiner Sicht zu begrüßen, wenn es in Osnabrück „echte Fahr-
radstraßen“ geben würde, durch welche nur Anwohner mit Auto und sonst eben nur 
Radfahrerinnen und Radfahrer fahren dürften. 
 
Ein Bürger stellte über den Chat zur Diskussion, dort auch ein Display aufzustellen, 
mit welchem die gefahrene Geschwindigkeit angezeigt wird, sowie eine Fahrbahnmar-
kierung "30" aufzubringen. 
 
Ein weiterer Bürger kommentierte über den Chat, dass die Diskussion schon sehr alt 
sei und fragt, warum die Wörthstraße nicht für den PKW-Durchgangsverkehr zur Sack-
gasse erklärt werde.  
 
Frau Westermann schlug vor, auch diese Punkte durch die Verwaltung prüfen zu las-
sen. 
 
Ein weiterer Bürger fragte via Chat, was gegen verkehrsverlangsamende Maßnahmen, 
wie Schwellen, in der Wörthstraße spreche. 
 
Herr Littwin teilte mit, dass hierzu eine verwaltungsinterne Abstimmung erforderlich 
sei. Generell sei aber zu bedenken, dass dann auch Fahrradfahrerinnen und -fahrer 
auf der Fahrradstraße die Schwellen überfahren müssten. Negative Begleiterschei-
nungen seien im Rahmen der weiteren Prüfung abzuwägen. 
 
Stellungnahme des Fachbereichs Städtebau:  
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Die Stadtverwaltung hat eine Verkehrserhebung durchgeführt. Daraus lässt sich ablei-
ten, dass die erlaubte Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h im Wesentlichen eingehal-
ten wird. 50 % der Autofahrer fahren nicht schneller als 23 km/h, 85 % der Autofahrer 
fahren nicht schneller als 29 km/h. Ca. 11 % der Autofahrer waren schneller als 30 
km/h. 
 
Die Verwaltung ist sich jedoch bewusst, dass auch rechtskonforme Geschwindigkeiten 
bei beengten Verhältnissen als gefährdend empfunden werden können. Die Errichtung 
einer Sackgasse zur Verhinderung des Durchgangsverkehrs ist aufgrund der schma-
len Fahrbahn und der damit verbundenen Einbahnstraßenregelung nicht möglich. 
 
Es ist vorgesehen in diesem Jahr einen Auftrag zu vergeben, dessen Ziel es ist, ein 
eigenständiges Design für Fahrradstraßen in Osnabrück zu entwickeln. Hierbei sollen 
neben Erfahrungen aus anderen Städten auch ein Gestaltungsleitfaden des Bundes 
berücksichtigt werden, der jedoch noch nicht vom BMVI veröffentlich wurde. Die dar-
aus gewonnenen Erkenntnisse können im Anschluss auch in der Wörthstraße zur An-
wendung kommen, um die Verständlichkeit als auch die Sicherheit zu erhöhen. 
 
 

  

1g)  Verkehrsaufkommen Meller Straße/Am Huxmühlenbach (TOP 2i aus der letzten Sitzung 

vom 07.10.2020) 

  

Sachverhalt: 
Das CDU-Ratsmitglied Frau Knabenschuh führte zur Sitzung am 07.10.2020 Folgen-
des zur Situation Meller Straße/Am Huxmühlenbach zwischen Einmündung in die Han-
noversche Straße und Einmündung Wiemannsweg an Werktagen aus: 
 
Durch die Ansiedlung von Möbel Boss und dem Fitnesscenter mit der Zu- und Ausfahrt 
auf die Straße „Am Huxmühlenbach“ sowie der bereits vorher vorhandenen und ge-
genüberliegenden Zu- und Ausfahrt zu Aldi und dem Drogerie-Markt ist in den Nach-
mittagsstunden, beginnend mit der ersten Welle des Feierabendsverkehrs, ein sehr 
starkes Verkehrsaufkommen festzustellen. Der Rückstau von der Kreuzung Hanno-
versche Straße reicht oft über den Langenkamp hinaus und erreicht des Öfteren schon 
das Zollamt. Auch trägt der Rückbau der Bustaschen (Haltestelle Langenkamp) im 
Bereich der genannten Kaufhäuser zu der Situation bei. Die Busse halten in den je-
weiligen Fahrspuren. Als Folge ist ein stärkeres Verkehrsaufkommen in den Sied-
lungsstraßen festzustellen. Die Straßen „Am Galgesch“ und „Langen-kamp“ werden 
ohnehin als Verbindungsstraßen zwischen den Stadtteilen Nahne, Schölerberg/Fled-
der und Voxtrup genutzt. Aber auch die übrigen Straßen sind betroffen und damit auch 
die Anwohner. Beeinträchtigt ist auch der Bereich „An der Huxmühle“, der als schnelle 
Verbindung zwischen Meller Straße und Voxtrup Süd sowie Holsten-Mündrup gerne 
befahren wird. Die CDU-Ortsgruppe Schölerberg/Fledder bittet die Stadtverwaltung, 
die Situation im genannten Bereich zu überprüfen und zu entzerren. 
 
Herr Littwin trug die Stellungnahme des Fachbereichs Städtebau vor:  
 
Zur Erfassung der Situation in der Straße Am Huxmühlenbach wird die Verwaltung 
zunächst entsprechende Erhebungen durchführen. Abhängig vom Ergebnis wird im 
Anschluss geprüft, welche Maßnahmen ggf. ergriffen werden müssen, um die Situation 
zu verbessern.   
 
Herr Littwin ergänzte, dass an der Hannoverschen Straße deshalb Verkehrsprobleme 
bestünden, weil aus Sicherheitsgründen aus dem Gerade-aus/Links-Abbieger-Streifen 
ein reiner Linksabbieger-Streifen gemacht werden musste. Dadurch fehle jetzt der 
Rechtsabbieger-Streifen, über den sehr viel Verkehr abfließe. Er bemerkt, dass die 



 

 

Protokoll über die öffentliche Sitzung des Bürgerforums Fledder, Schölerberg (36) am 13.04.2021 

28 

Anregung der CDU-Ortsgruppe gerne aufgenommen und zum Anlass für eine großflä-
chige Evaluierung genommen werde. Eventuell könne noch für einen Rechtsabbieger-
Streifen Platz gefunden werden. 
 
Die Straßen Langenkamp und Am Galgesch seien bereits verkehrsberuhigt, aber An 
der Huxmühle sei noch immer eine Geschwindigkeit von 50 km/h zugelassen, obwohl 
es weder Rad- noch Fußwege gebe und die Straße eigentlich für den Durchgangsver-
kehr gesperrt sei, woran sich aber keiner halte. Es sollten Maßnahmen zur Durchset-
zung des Durchfahrtsverbots oder zur Schaffung von Alternativen für den Ausflugsver-
kehr von Fußgängern und Radfahrern geprüft werden. Die genannten Aspekte sollten 
auch bei den Erhebungen und weiteren Planungen berücksichtigt werden. 
 
Frau Westermann unterstützte das Anliegen, dass dort seitens der Verwaltung geprüft 
wird, wie dieses Problem angegangen werden kann. 
 
Frau Dr. Niethammer bat zu überlegen, wie Bürgerinnen und Bürger sicher mit dem 
Fahrrad zu Hornbach gelangen könnten. Über Voxtrup nach Hornbach zurückzufah-
ren, sei absurd. Ebenfalls sollte der Fußgängerverkehr und die Einrichtung einer Bus-
haltestelle in dem Bereich berücksichtigt werden.  
 
Ein weiterer Bürger wies via Chat darauf hin, dass das Thema "An der Huxmühle" 
schon mindestens seit fünf Jahren auf der Tagesordnung stehe, die Stadt aber auf die 
benannten Probleme nie reagiert habe. 
  
 
Stellungnahme des Fachbereichs Städtebau:  
 
Aufgrund der Einschränkungen durch die Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie (Lockdown) können derzeit durch Verkehrserhebungen keine repräsentati-
ven Daten gewonnen werden. Sobald dieses wieder möglich ist, werden diese erho-
ben, um ggf. Maßnahmen entwickeln zu können.  
 

 

1h)  
 

Anbau/Erweiterung Kreishaus (TOP 4a aus der Sitzung am 07.10.2020) 

 

Sachverhalt:  
Frau Dr. Ortrun Niethammer bemerkte in der Sitzung am 07.10.2020, dass der neu 
geschaffene Parkplatz am Kreishaus, der vorher eine Rasenfläche war, komplett ver-
siegelt sei. Die nunmehr versiegelte ehemalige Rasenfläche, auf welcher der Anbau 
und der Parkplatz errichtet worden seien, sei vorher dem Schölerberg sehr zugute ge-
kommen. Sie erkundigt sich, wo diesbezüglich Kompensationsmaßnahmen für diese 
großflächige Zerstörung der Natur erfolgt seien und merkt an, dass beim Umbau auch 
Gründächer oder Solarpanele berücksichtigt hätten werden können. 
 
Frau Westermann sagte zu, dass die Verwaltung sich damit auseinandersetzen werde. 

Stellungnahme des Fachbereichs Städtebau:  
 
Der Erweiterungsbau des Kreishauses und die zugehörige Stellplatzanlage befinden 
sich im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 349 – Kreiszentrum Schölerberg -, 
der den Bereich als Bauflächen für den Gemeinbedarf festsetzt. Für die Maßnahmen 
wurden Bäume gefällt, die jedoch nicht planungsrechtlich geschützt waren. Zudem 
sieht der Bebauungsplan, der zuletzt 2003 geändert wurde, keine Verpflichtungen zur 
Herstellung eines Gründachs oder einer Photovoltaikanlage vor. Auch gelten noch 
nicht die ökologischen Standards in der Bauleitplanung zur Begrünung von Stellplatz-
anlagen, wie sie beispielsweise in neuer Bebauungsplänen Anwendung finden. 
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Bereits im Baugenehmigungsverfahren wurde von Seiten des Landkreises jedoch ein 
Außenanlagenplan vorgelegt, der Bestandteil der Baugenehmigung geworden ist. Auf 
dieser Grundlage werden aktuell und Anfang des kommenden Jahres insgesamt 24 
Bäume gepflanzt. 

 
1i)  Verbindungsweg von der Jellinghausstraße zur Voxtruper Straße: Reinstallation 

der Poller und Ergänzung eines Zebrastreifens an der Querungshilfe (TOP 4b aus 

der Sitzung vom 07.10.2020) 

 

Sachverhalt:  
Ein Bürger wies darauf hin, dass es sich bei dem Verbindungsweg von der Jellingha-
usstraße zur Voxtruper Straße westlich der Grundschule am Schölerberg um einen 
breiten Fußweg handele, der bis vor geraumer Zeit südlich im Bereich der Einmündung 
in die Jellinghausstraße mit Feuerwehrpollern gesichert gewesen sei, damit dort keine 
Autos führen. Er bat darum, die Poller dort nach Abschluss der Baumaßnahme an der 
Grundschule Schölerberg wiedereinzusetzen, um zu vermeiden, dass dies als Eltern-
taxi-Parkplatz bzw. -zufahrt genutzt wird.  
 
Beim selben Fußweg sei vor einigen Jahren bei der Einmündung zu Voxtruper Straße 
eine Querungshilfe geschaffen worden. Er regte an, diese Querungshilfe mit einem 
zusätzlichen Zebrastreifen zu ergänzen.  
 
Frau Westermann sagte zu, dass die Verwaltung dies prüfen und eine Rückmeldung 
geben werde. 

Stellungnahme des Fachbereichs Bürger und Ordnung:  
Nach den Verwaltungsvorschriften zu § 26 StVO sind Zebrastreifen nur dann anzule-
gen, wenn es die Fahrzeugstärke zulässt und es das Fußgängeraufkommen nötig 
macht. Die Erfahrungen zeigen, dass die Wahrnehmung eines Zebrastreifens sinkt, 
wenn selten ein Fußgänger quert. Darüber hinaus müssen auch die örtlichen Verhält-
nisse, insbesondere die Sichtverhältnisse geeignet sein.  
 
Für die Beurteilung, ob als zusätzliche Querungssicherung einen Fußgängerüberweg 
infrage kommt, bedarf es einer Fußgängererhebung. Diese kann jedoch erst nach dem 
Lockdown durchgeführt werden, um repräsentative Zahlen zu erhalten. Auf Basis der 
Erhebung kann beurteilt werden, ob und welche Querungshilfe an der Stelle sinnvoll 
ist. 

  

 

1j)  Bolzplatz Neelmeyerstraße/Heckerstraße: Grünabfallablagerungen und Baum-

rückschnitt (TOP 4c aus der Sitzung vom 07.10.2020) 

 
Sachverhalt:  
Ein Bürger wies in der Sitzung am 07.10.2020 darauf hin, dass er in einer zurücklie-
genden Sitzung schon darauf aufmerksam gemacht habe, dass ein Zaun am Bolzplatz 
Neelmeyerstraße/Heckerstraße rostig war, der ein Sicherheitsrisiko dargestellt habe. 
Dieses Problem sei sofort behoben worden. In diesem Zuge habe er auch auf die wilde 
Ablagerung von Grünabfällen dort aufmerksam gemacht. Dieses Problem bestehe 
noch immer. Er nimmt an, dass der Grünabfall von den Stadtgärtnern stamme. Auch 
den dortigen Baumzustand – Äste hingen sehr weit in den Bereich privater Grundstü-
cke – habe er gemeldet und daraufhin im Februar 2019 als Rückmeldung erhalten, 
dass die Situation geprüft worden und ein Rückschnitt der Bäume dringend erforderlich 
sei. Hier bittet er um Informationen zum aktuellen Sachstand. Er weist ergänzend da-
rauf hin, dass Herr Vossel vom Osnabrücker ServiceBetrieb vor einiger Zeit persönlich 
vor Ort gewesen sei und ihm dabei bestätigt habe, dass der Baumbestand zu eng sei. 
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Herr Vossel sei überrascht gewesen, wie groß und wuchtig die Bäume dort geworden 
seien. 
 

Frau Westermann sagte zu, dass die Verwaltung dies prüfen und eine Rückmeldung 
geben werde. 

 

Stellungnahme des Osnabrücker ServiceBetriebs (OSB):  
Der OSB hat im vergangenen Winter den Zaun abgebaut, die Grünabfälle beseitigt 
und die Bäume zurückgeschnitten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  







IMPF- 
TERMIN?

80 Jahre oder älter?

Wir helfen Ihnen!



1. Melden Sie sich unter: 

  Telefon: 0541 323-4444

 Die Hotline ist zu folgenden Zeiten  
 erreichbar: 

  Montag und Dienstag 9.00 bis 16.00 Uhr 

  Mittwoch und Freitag 9.00 bis 12.00 Uhr

  Donnerstag 9.00 bis 17.30 Uhr

2. Hinterlassen Sie dort Ihre Kontaktdaten. 

3. Wir melden uns telefonisch mit einer städtischen  
 Rufnummer (0541 323-...) bei Ihnen zurück.

4. Gemeinsam setzen wir Sie dann auf die  
 Warteliste für einen Impftermin.  

Stadt Osnabrück  

Fachdienst Bürgerengagement  

und Seniorenbüro  

Freiwilligen-Agentur

Bierstraße 32a

49074 Osnabrück

  Mellddeenn SSiiee ssiicchh uunntteerr::

Teleffon: 00541 332233 4444

So funktioniert es:

Stadt Osnabrück | Der Oberbürgermeister | Postfach 44 60 | 49034 Osnabrück



Belegungsbindungen

Zuschüsse für Vermieter 

Fachbereich Städtebau

Wohnbauförderung

Fragen zu Belegungsbindungen? 

Die Grundidee ist einfach – doch manchmal steckt der Teufel  
im Detail und die Gewährung von Fördermitteln ist immer  
auch von konkreten Gegebenheiten abhängig. So spielen zum 
Beispiel Wohnungsgröße und Raumaufteilung eine Rolle.  
Fragen sind daher naheliegend. 

Rufen Sie gern an und informieren Sie sich ganz unverbindlich.  
Bei Fragen helfen Ihnen gerne:

Wohnbauförderung der Stadt Osnabrück 

Reinhard Theurich

Fachbereich Städtebau 

Telefon: 0541 323-2410 | theurich@osnabrueck.de 
Termine nach Vereinbarung 

Wohnberechtigungsscheine 

Beate Packeiser

Fachbereich Integration, Soziales und Bürgerengagement 
Stadthaus 2, Zimmer: 41 
Natruper-Tor-Wall 5 | 49076 Osnabrück   
Telefon: 0541 323-2500 | packeiser@osnabrueck.de 
Mo., Mi., Fr.: 8.30 bis 12.00 Uhr, Do.: 14.00 bis 17.30 Uhr

Kontakt

Stadt Osnabrück
Fachbereich Städtebau
Hasemauer 1  
49074 Osnabrück

Herausgeber

Stadt Osnabrück
Der Oberbürgermeister
Postfach 44 60 
49034 Osnabrück
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Was ist ein niedriges Einkommen?

Voraussetzung, um einen Wohnberechtigungsschein zu  
erhalten, ist ein niedriges Haushaltseinkommen. Wo die 
Grenze zum niedrigen Einkommen liegt, hängt von meh- 
reren Faktoren ab. Es ist jeweils eine Einzelfallberechnung 
der zuständigen Stelle. 

Stark vereinfacht kann man sich an folgenden  

Beispielen orientieren:

 Für eine vierköpfige Familie mit zwei arbeitenden  
 Elternteilen (auch Teilzeit) und zwei Kindern liegt die  
 Grenze des Haushaltseinkommens bei 35.000 € netto.  
 Dies entspricht einem Brutto von 51.000 €.

 Bei einer dreiköpfigen Familie mit einem arbeitenden,  
 alleinerziehenden Elternteil (auch Teilzeit) und  
 zwei Kindern liegt die Grenze des Haushaltseinkom- 
 mens bei 32.000 €. Dies entspricht einem Brutto  
 von 46.714 €.

 Für ein Rentnerehepaar liegt die Grenze des Haus- 
 haltseinkommens bei 23.000 €. Dies entspricht  
 einem Brutto von 25.657 €.

Dabei ist es egal, ob der Haushalt bereits in der förder- 
fähigen Wohnung lebt oder erst in Zukunft einziehen wird. 
Auch eine Anschlussförderung auslaufender Bindungen 
bei bereits geförderten Wohnungen ist möglich. Nur eine 
zeitgleiche, zusätzliche öffentliche Förderung schließt den 
Ankauf von Belegungsbindungen aus.

Ist die Wohnung frei und wurde noch nie mit öffentlichen 
Mitteln gefördert, kommt auch ein höherer Zuschuss  
durch die NBank (Land Niedersachsen) in Betracht.



Pro Monat beträgt die Grundförderung 1 € / m²
(bei barrierefreien Wohnungen 1,20 € / m²). 

Hinzu kommt ein jährlicher Zuschuss von 5 € / m² 
in den ersten 5 Jahren, für die Jahre 6 bis 10 erhöht  
sich dieser Betrag auf 10 € / m².

Beispiel: 

Für eine 50 m² Wohnung und einer Grundmiete von  
max. 5,80 € bedeutet das für 10 Jahre:

 Grundzuschuss 
 50 m² x 1 € x 12 Monate x 10 Jahre
 = 6.000 €

 + Zuschuss für Jahre 1 bis 5 
 = 50 m² x 5 € x 5 Jahre 
 = 1.250 €

 + Zuschuss für Jahre 6 bis 10 
 = 50 m² x 10 € x 5 Jahre 
 = 2.500 €

 = Zuschuss in 10 Jahren + 9.750 € 

 Hinzu kommt die ursprüngliche Miete (max. 5,80 €)
 50 m² x 5,80 € Miete x 12 Monate x 10 Jahre
 = 34.800 € Mieteinnahmen

Wie hoch ist der Zuschuss?

 Sie sind Eigentümerin oder Eigentümer einer 
   geeigneten Wohnung in Osnabrück.

 Sie binden sich für bis zu 10 Jahre. In diesem  
   Zeitraum beträgt die Miete maximal 5,80 € / m².

 Sie vermieten an Menschen mit Wohnberech- 
   tigungsschein für niedrige Einkommen.

 Die Wohnung muss für den mietenden Haushalt  
   angemessen sein. Die entsprechende Größe und  
   die nötige Aufteilung finden Sie im Wohnberech- 
   tigungsschein.

 Es dürfen derzeit keine anderen Fördergelder für  
   die Wohnung fließen oder sonstige Bindungen  
   bestehen.

 Die Richtlinie, Antragsformulare und weitere 
   Beispielberechnungen finden Sie unter: 

 www.osnabrueck.de/ankauf-belegungsbindung

Die Voraussetzungen auf einen Blick:Ankauf von Belegungsbindungen –  

was ist das?

Gerade Vermieterinnen und Vermieter von älteren Häusern 
befinden sich oft in einer Zwickmühle. Auf der einen Seite 
möchten sie ihre Wohnungen zu fairen Preisen anbieten,  
auf der anderen Seite fallen Kosten für die Renovierung  
und Instandhaltung an – Tendenz steigend.  
Günstige Mieten anzubieten ist daher nicht leicht.

Hier unterstützt die Stadt Osnabrück mit einem Zuschuss,  
der bezahlbaren Wohnraum fördert.

Wie funktioniert das? 

Der Vermieter geht für seine Wohnung eine soziale Bindung 
für bis zu 10 Jahre ein. Er verpflichtet sich im Wesentlichen 
zu zwei Dingen:

 Die Miete beträgt maximal 5,80 € / m² kalt.

 Der oder die Mietende besitzt einen „Wohnberech- 
 tigungsschein für niedrige Einkommen“.

 Wichtig:

 Die Auswahl, welcher Mieter mit Wohnberechtigungs-
      schein einzieht, bleibt beim Vermietenden.

 Sollte der oder die Mietende im Laufe der Zeit  
 keinen Anspruch mehr auf einen Wohnberechti- 
 gungsschein haben, darf er weiterhin dort wohnen.  
 Die Förderung bleibt unberührt.

 Zusammengefasst ganz einfach:  
 

 Die Stadt Osnabrück zahlt Ihnen Geld,  

 damit Sie Wohnraum günstig an Personen  

 mit niedrigem Einkommen vermieten.


